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1. Einführung 


Jeder, der ſich in das Gebiet der Vermögensbeſteuerung 
einarbeiten will, beſchäftigt ſich zunächſt mit den ſachlich⸗ 
tech tlichen Vorſchriften. Die Fragen, was Steuergegen⸗ 
Hand iſt, wer ſteuerpflichtig ift, wie die Beſteuerungsgrund⸗ 
age zu ermitteln iſt, welcher Steuerſatz anzuwenden iſt uſw., 
Neben im Vordergrund. Die verfahrens rechtliche 
Seite der Beſteuerung wird darüber leicht vernachläſſigt. 
Ber beruht auch mit darauf, daß verfahrensrechtliche Fragen 
ar als etwas Unbequemes empfunden werden, von dem 
nan ſich gern fernhält. 

9 Auch der Anfänger tut gut daran, ſich beizeiten mit dem 
gierfabrensrecht zu beſchäftigen. Er wird bald erkennen, daß 
ie Verfahrensſeite auf dem Gebiet der Vermögensbeſteue⸗ 
eng eine beſondere Bedeutung hat, und daß die 
ichtige Anwendung der Verfahrensvorſchriften manche 
unnötige Arbeit erſpart. 

Ich werde in den folgenden Abſchnitten hauptſächlich die 
gemeinen Geſichtspunkte herausſtellen. Der Leſer wird 
Einzelheiten, auf die ich nicht eingehe, aus den angeführten 

eſetzesvorſchriften leicht entnehmen können. 


2. Gründe für die Beſonderheiten des Verfahrensrechts 


N Die verfahrensrechtlichen Beſonderheiten beruhen bei 
100 Vermögensbeſteuerung auf den folgenden zwei Grün⸗ 
n: 


a) Geſonderte Feſtſtellung der Beſteue⸗ 
rungs grundlagen (Einheits bewertung) 


8 Eine der wichtigſten Seiten der Beſteuerung iſt die 

Jeſtſtellung der Beſteuerungs grundlagen. 

daeſe Feſtſtellung bildet nach der Reichsabgabenordnung in 

* Regel einen unſelbſtändigen Teil des Steuer⸗ 

boscheids ( 213 Abſatz 1 AD). So iſt es insbeſondere bei 

u r Einkommenſteuer, bei der Körperſchaftſteuer und bei der 
inſatzſteuer. 


.Die verſchiedenen Verfahrenſtufen, 

Abgrenzung der Verfahrenſtufen, 

. Hauptfeſtſtellung, Fortſchreibung, Nachfeſtſtellung (Hauptver⸗ 
anlagung, Neuveranlagung, Nachveranlagung), 

Stichtagsprinzip. 


0 S 


Anders iſt es bei der Vermögensbeſteuerung. 
Es kommen hier in Betracht nicht nur die Vermögenſteuer, 
ſondern auch die Aufbringungsumlage, die Grundſteuer und 
die Pe ſoweit fie vom Gewerbekapital erhoben 
wird. 

Beſteuerungsgrundlage iſt bei der Vermögen⸗ 
ſteuer das Geſamtvermögen, das nach den Vorſchriften des 
Reichsbewertungsgeſetzes ermittelt worden iſt 
($ 4 VSt). Bei der Bewertung des Geſamtvermögens 
ſind Wirtſchaftsgüter, für die ein Einheitswert feſt⸗ 
zuſtellen iſt, mit den Einheitswerten anzuſetzen (8 73 Ab⸗ 
ſatz 3 RBewGg). Wir entnehmen nun dem $ 213 Abſatz 2 
AO den entſcheidenden Satz, daß die Einheitswerte geſon⸗ 
dert feſtgeſtellt werden. Es wird über die Feſtſtellung ein 
beſonderer Beſcheid erteilt, den wir als Ein⸗ 
heitswertbeſcheid bezeichnen. 

Die Einheitswerte find auch für die Aufbringungs⸗ 
umlage, für die Grundſteuer und für die Ge⸗ 
werbeſteuer nach dem Gewerbekapital von Bedeutung. 
Hinweis auf § 6 Aufbr, § 10 GrStG und § 12 GewStch. 
Wir haben alſo auch bei dieſen Steuern § 213 Abſatz 2 AO 
gemäß eine geſonderte Feſtſtellung der Beſteuerungsgrund⸗ 


age. 

Es iſt klar, daß ſich aus der Trennung zwiſchen Bewer⸗ 
tung und Steuerveranlagung verſchiedene verfahrensrecht⸗ 
liche Beſonderheiten ergeben müſſen. Hinweis auf die Ab⸗ 
ſchnitte 3 bis 6 dieſes Aufſatzes. 


b) Beſteuerung nach Stichtagen 


Die Einkommenſteuer, die Körperſchaftſteuer und die 
Umſatzſteuer werden jährlich veranlagt. Das erzielte Ein⸗ 
kommen oder der erzielte Umſatz wird Jahr um Jahr ermit⸗ 
telt und der Beſteuerung unterworfen. Die Veranlagungen 
ergeben aneinander gereiht ein lückenloſes laufendes Band. 

Anders die Vermögensbeſteuerung. Hier wird 
nicht die Entwicklung der Dinge unterſucht, ſondern 
es wird feſtgeſtellt, wie der Zuſtand des Vermögens in 
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einem beſtimmten Zeitpunkt iſt. Wenn wir einen 
Vergleich mit Begriffen der Lichtbildtunſt ziehen wollen, 
können wir fagen: Bei der Beſteuerung des Einkommens 
und des Umſatzes werden Filme gedreht, bei der Vermögens⸗ 
beſteuerung dagegen Momentaufnahmen gemacht. 

Die Zeitpunkte, auf die wir ganz allgemein Ein⸗ 
heitswerte feſtſtellen (S 21 RBenG) und die Steuern vom 
Vermögen veranlagen (8 12 BE, § 11 Aufbr, § 13 
GrStG), liegen ziemlich weit auseinander. Tie Ab⸗ 
ſtände betragen nach der geſetzlichen Regelung drei oder 
ſechs Jahre. Es iſt ſelbſtperſtändlich, daß in der Zwi⸗ 
ſchenzeit gewiſſe Ereigniſſe (3. B. Wertänderungen, 
Eigentumswechſel) berückſichtigt werden müſſen. Auch 
daraus ergeben ſich verfahrensrechtliche Beſonderheiten. 
Hinweis auf die Abſchnitte 7 und 8 dieſes Aufſatzes. 


3. Weshalb Einheitswerte? 


Wir ſahen, daß die verfahrensrechtlichen Beſonderheiten 
bei der Vermögensbeſteuerung zum Teil auf der geſon⸗ 
derten Feſtſtellung der Einheitswerte be⸗ 
ruhen. Wir fragen uns: Aus welchen Gründen wird in die⸗ 
ſen Fällen die Feſtſtellung der Beſteuerungsgrundlage aus 
dem Steuerveranlagungsverfahren herausgenommen und 
verſelbſtändigt? Bevor wir die Antwort geben, wollen wir 
uns den folgenden Steuerfall vergegenwärtigen: 


Ein Steuerpflichtiger iſt Maſchinenfabrikant. Er 
unterhält den Betrieb im eigenen Fabrikgebäude. Er be⸗ 
ſitzt außerdem ein Einfamilienhaus, in dem er wohnt, 
und ein landwirtſchaftliches Gut. Er hat auch noch etwas 
ſonſtiges Vermögen, das aus privat ausgeliehenen Hypo⸗ 
theken beſteht. 


Wir entnehmen dem Fall, daß der Steuerpflichtige eine 
Maſchinenfabrik betreibt, alſo Betriebs ver mö gen 
hat. Er wird damit zur Vermögenſteuer heran⸗ 
gezogen. Das Betriebsvermögen bildet auch die Grundlage 
für die Gewerbeſteuer, die nach dem Gewerbekapital 
erhoben wird. Beträgt das Betriebsvermögen über 500 000 
Reichsmark, unterliegt es auch der Aufbringun g3- 
umlage ($ 9 Auıfbrd). 

Der Steuerpflichtige hat außerdem Grundbeſitz. 
Es gehören dazu das landwirtſchaftliche Gut, das Einfami⸗ 
lienhaus und das Fabrikgrundſtück (8 2 GrStG). Der 
Grundbeſitz wird zur Grundſteuer und zur Ver⸗ 
mögenſteuer herangezogen, das Fabrikgrundſtück ge⸗ 
gebenenfalls auch zur Aufbringungsumlage. 

Wir ſehen, daß gerade die Vermögensgegenſtände, die 
von beſonderer Bedeutung ſind und deren Bewertung auch 
nicht einfach iſt, zu mehreren Steuer n herangezogen 
werden. Es wäre unpraktiſch, dieſe Werte jeweils in dem 
Steuerverfahren zu ermitteln, für das ſie gebraucht werden. 
Das würde nicht nur unnötige Arbeit bedeuten, ſondern 
auch die Gleichmäßigkeit der Bewertung in Frage ſtellen. 
Es iſt deshalb die Regelung getroffen worden, daß die 
Werte in einem beſonderen Verfahren, dem Einheits⸗ 
wertverfahren, einheitlich für alle Steuern feſtgeſtellt 
werden, für die ſie in Betracht kommen {8 213 Abſatz 2 AO). 


8 214 AO und § 21 RBew zählen die einzelnen Gegen⸗ 
ſtände auf, für die Einheitswerte feſtgeſtellt werden. Es 
kommen in Betracht die wirtſchaftlichen Einheiten des 
land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Vermögens, 
des Grundvermögens und des Betriebsper- 
mögens. Die wirtſchaftliche Einheit des Betriebsver⸗ 
mögens (der gewerbliche Betrieb) umfaßt als ſogenannte 
Untereinheiten die Betriebsgrundſtücke und die 
Gewerbeberechtigungen, für die ebenfalls Ein⸗ 
heitswerte feſtgeſtellt werden. 

Keine Einheitswerte werden feſtgeſtellt für 
das ſonſtige Vermögen. Es verbleibt hier bei dem 
Grundſatz des § 213 Abſatz 1 A O, daß die Feſtſtellung der 
Beſteuerungsgrundlagen einen unſelbſtändi gen Teil 
des Steuerveranlagungsverfahrens bildet. Die Gründe, die 
für die anderen Vermögensarten zur geſonderten Feſtſtellung 
von Einheitswerten geführt haben, liegen beim ſonſtigen 
Vermögen nicht vor. Es wird nur zur Vermögen⸗ 
ſteuer herangezogen. Der Wert der einzelnen Gegenſtände 


des ſonſtigen Vermögens wird unmittelbar im Steuerver⸗ 
fahren ermittelt. 

Eine Ausnahme gilt, wenn eine Gewerbe— 
berechtigung zum ſonſtigen Vermögen gehört. 


Beifpiel: 
Eine Apothekengerechtigkeit wird vom Berechtigten nicht 
ſelbſt ausgeübt, ſondern verpachtet. 


Ein Einheitswert wird auch für Gewerbeberechti⸗ 
tigungen feſtgeſtellt, die zumſonſtigen Vermögen 
gehören. Es wird dadurch erreicht, daß für die Bewertung 
nicht das Wohnſitzfinanzamt, ſondern das dafür beſſer ge⸗ 
eignete Belegenheitsfinanzamt zuſtändig iſt (Hinweis auf 
den folgenden Abſchnitt 3. 


4. Ortliche Zuſtändigkeit (Belegenheitsfinanzamt, Betriebs; 
finanzamt, Wohnſitzfinanzamt) 


Wir unterſcheiden zwiſchen ſachlicher Zuſtändig⸗ 
keit und örtlicher Zuſtändigkeit. Die Vor- 
ſchriften des Steuerrechts über die ſachliche Zuſtän— 
digkeit regeln die Frage, ob es Sache der Finanz⸗ 
ämter oder Sache einer anderen Steuerbehörde 
iſt, eine beſtimmte ſteuerliche Aufgabe zu erledigen. Steht 
feſt, daß die Erledigung der Aufgabe Sache der Finanzämter 
iſt, dann erhebt ſich die Frage der örtlichen Zuſtän⸗ 
digkeit. Sie lautet dahin: Wo iſt das Finanzamt, das 
die Aufgabe im einzelnen Fall durchzuführen hat? Die ſach⸗ 
liche Zuſtändigkeit der Finanzämter iſt im 8 17 u. f. AO ge⸗ 
regelt, die örtliche Zuſtändigkeit im § 71 u. f. AO. 

Die Vermögensbeſteuerung weiſt hinſicht⸗ 
lich der örtlichen Zuſtändigkeit einige Belonder- 
heiten auf, die ſich aus der Einheitsbewertung ergeben. Es 
tauchen die Begriffe „Belegenheitsfinanzamt“, „Betriebs⸗ 
finanzamt“ und „Wohnſitzfinanzamt“ auf. Dieſe Begriffe 
ſind für die Durchführung der Vermögensbeſteuerung ſehr 
wichtig und deshalb beſonders gut zu merken. 


a) Belegenheits finanzamt 


Die Einheitsbewertung iſt, wie wir geſehen haben, die 
geſonderte Feſtſtellung von Beſteuerungsgrundlagen. Die 
örtliche Zuſtändigkeit für dieſe Feſtſtellungen knüpft an die 
Lage des Steuergegenſtands an. Die richtige Bewertung 
erfordert, daß der Bewertungsbeamte ſich ein genaues Bild 
von dem Gegenſtand machen kann, den er zu bewerten hat. 
Dazu iſt er nur imſtande, wenn er möglichſt gute Ortskennt⸗ 
niſſe hat. § 72 Ziffer 1 AO beſtimmt deshalb, daß die Ein⸗ 
beitswerte des Grundbeſitzes (d. h. der land⸗ und 
forſtwirtſchaftlichen Betriebe, der Grundſtücke des Grund- 
vermögens und der Betriebsgrundſtücke) von dem Finanz⸗ 
amt feſtzuſtellen find, in deſſen Bezirk der Bewertungs 
gegenſtand belegen iſt. Dieſes Finanzamt wird als 
das Belegenheitsfinanzamt bezeichnet. Ent⸗ 
ſprechendes gilt für die Gewerbeberechtigun gen. 

Das Belegenheitsfinanzamt iſt auch zuſtän⸗ 
dig für die Feſtſetzung der Steuermeßbeträ ge bei 
der Grundſteuer (8 73 Abſatz 2 AO). Dieſe Regelung 
ergibt ſich aus der engen Verkoppelung des Grundſteuer⸗ 
meßverfahrens mit der Einheitsbewertung des Grundbeſitzes. 
Die Einheit, für die der Einheitswert feſtgeſtellt wird, iſt 
auch der Steuergegenſtand, für den der Grundſteuermeß⸗ 
betrag feſtzuſetzen iſt (Hinweis auf 8 3 GrStG). 

b) Betriebsfinanzamt 

Die örtliche Zuſtändigkeit knüpft auch bei der Einheits⸗ 
bewertung der gewerblichen Betriebe an die Lage 
des Steuergegenſtands an. Das kommt im 8 72 Ziffer 2 AO 
dadurch zum Ausdruck, daß bei gewerblichen Betrieben das 
Finanzamt zuſtändig iſt, in deſſen Bezirk ſich die Ge⸗ 
ſchäftsleitung befindet. Dieſes Finanzamt wird 
als Betriebsfinanzamt bezeichnet. 


c) Wohnſitzfinanzamt 


Die Regelung der örtlichen Zuſtändigkeit muß bei der 
Vermögen ſteuer von anderen Erwägungen ausgehen 
als bei der Einheitsbewertung. Bei der Vermögenſteuer 
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wird nicht die einzelne wirtſchaftliche Einheit beſteuert. 
Es werden alle Vermögensgegenſtände, die einer Perſon 
gehören, zuſammengefaßt und in der Hand des Eigen⸗ 
tümers verſteuert. Ahnlich iſt es bei der Einkommenſteuer, 
die auch die Einkünfte aus allen Quellen einheitlich erfaßt. 

Die örtliche Zuſtändigkeit richtet ſich deshalb bei der 
Vermögenſteuer nicht nach der Lage des Steuergegenſtands, 
ſondern — ebenſo wie bei der Einkommenſteuer — nach dem 
Wohnſitz des Steuerpflichtigen. § 73 a Abſatz 2 AO be⸗ 
ſtimmt, daß das Finanzamt zuſtändig iſt, in deſſen Bezirk 
der Steuerpflichtige feinen Wohnſitz hat (Wohnſitz⸗ 
finanzamt). 

Das Wohnſitzfinanzamt iſt auch für die Aufbrin⸗ 
gungsumlage zuſtändig. Das Erfordernis, auch die 
Aufbringungsumlage einheitlich beim Wohnſitzfinanzamt zu 
veranlagen, ergibt ſich insbeſondere aus den Zuſammen⸗ 
rechnungsvorſchriften im § 7 AufbrV. 

Die nicht natürlichen Perſonen (Körper⸗ 
ſchaften, Perſonenvereinigungen und Vermögensmaſſen) 
haben keinen „Wohnſitz“. Für ihre Heranziehung zur Ver- 
mögenſteuer und zur Aufbringungsumlage iſt das Finanz⸗ 
amt zuſtändig, in deſſen Bezirk ſich die Geſchäfts⸗ 
leitung befindet (§ 73 a Abſatz 6 AO). Dieſes Finanz⸗ 
amt deckt ſich bei gewerblichen Betrieben mit dem Be⸗ 
triebsfinanzamt, das für die Einheitsbewertung 
des gewerblichen Betriebs zuſtändig iſt. 


d) Beiſpiel: 

Wir wollen in dem Steuerfall des Abſchnitts 2 das 
folgende annehmen: Das Einfamilienhaus, in dem der 
Steuerpflichtige wohnt, liegt in Wien. Das Fabrikgebäude, in 
dem ſich auch die Geſchäftsleitung befindet, liegt in St. Pölten 
und der landwirtſchaftliche Betrieb im Bezirk des Finanzamts 
Karlsbad. 

Das Wohnſitzfinanzamt iſt in Wien. Es führt 
die Veranlagung zur Vermögenſteuer (gegebenenfalls auch zur 
Aufbringungsumlage) durch. Das Finanzamt iſt außerdem 
Belegenheits finanzamt für das Wohnhaus des 
Steuerpflichtigen. Es iſt ſomit auch für die Einheitsbewertung 
dieſes Grundſtücks und für die Feſtſetzung des Grundſteuer⸗ 
meßbetrags zuſtändig. 

Das Finanzamt St. Pölten iſt Betriebsfinanz⸗ 
amt und hat den Einheitswert für den gewerblichen 
Betrieb feſtzuſtellen. Das Finanzamt iſt außerdem We⸗ 
legenheits finanzamt für das Betriebsgrund⸗ 
ftüd und inſoweit für die Einheitsbewertung und für die 
Feſtſetzung des Grundſteuermeßbetrags zuſtändig. 

Das Finanzamt Karlsbad iſt als Belegenheits⸗ 
finanzamt zuſtändig für die Einheitsbewertung des 
landwirtſchaftlichen Betriebs und für die Feſt⸗ 
ſetzung des Grundſteuermeßbetrags. 


5. Die verſchiedenen Verfahrenſtufen 


Die geſonderte Feſtſtellung der Einheitswerte bildet eine 
ſelbſtändige Entſcheidung, die mit Rechtsmitteln 
ſelbſtändig anfechtbar iſt (§ 213 Abſatz 2 Satz 3 AO). Die 
Feſtſtellungen, die in den Einheitswertbeſcheiden getroffen 
worden ſind, werden den Steuerbeſcheiden zugrunde 
gelegt (F 218 Abſatz 2). Man ſpricht auch davon, daß die 
Einheitsbewertung in das Steuerverfahren „ein mün⸗ 
det“. Wir haben alſo in allen Fällen, in denen eine Be⸗ 
ſteuerungsgrundlage im Weg der Einbeitsbewertung feſt⸗ 
geſtellt wird, mehrere Verfahrenſtufen. 

Es iſt möglich, daß die Feſtſtellungen eines Einheits⸗ 
wertbeſcheids nicht unmittelbar einem Steuerbeſcheid, ſon⸗ 
dern zunächſt einem anderen Einheitswert 
beſcheid zugrunde gelegt werden. Das iſt der Fall, wenn 
zu einem gewerblichen Betrieb Betriebsgrundſtücke 
eder Gewerbeberechtigungen gehören (8 218 Ab⸗ 
ſatz 3 AO). Wir ſtellen dann zunächſt den Einheitswert für die 
Untereinheit (Betriebsgrundſtück oder Gewerbeberechtigung) 
feſt. Wir übernehmen dieſen Einheitswert bei der Bewer⸗ 
tung der Obereinheit (gewerblicher Betrieb). Erſt der Ein- 
heitswert für den gewerblichen Betrieb wird der Veran⸗ 
lagung zur Vermögenſteuer und zur Aufbringungsumlage 
zugrunde gelegt. Wir haben in dieſen Fällen ſomit drei 
Verfahrenſtufen. 


Eine Aufteilung in mehrere Verfahrenſtufen ergibt ſich 
noch aus einem anderen Grund. Dieſer beſteht darin, daß 
bei den Realſteuern (Grundſteuer und Gewerbeſteuer) 
die Steuer nicht unmittelbar von der Beſteuerungsgrund⸗ 
lage berechnet, ſondern zunächſt ein Steuermeßver⸗ 
fahren eingeſchaltet wird. Die Finanzämter ſetzen durch 
Steuerbeſcheid den Steuermeßbetrag feſt (8212 a Abſatz 1 AO). 
Sie teilen die feſtgeſetzten Steuermeßbeträge den Gemein⸗ 
den mit, denen die Steuerfeſtſetzung obliegt ($ 212 b Ab⸗ 
ſatz 1). Die Steuermeßbeträge und die anderen Ent⸗ 
ſcheidungen des Steuermeßbeſcheids ſind den Steuerbeſchei⸗ 
den zugrunde zu legen (§ 212 b Abſatz 2). 

Es gibt danach bei der Grundſteuer immer drei 
Verfahrenſtufen: 


1. das Einheitswertverfahren. Es mündet ein 
in 


2. das Steuermeß verfahren. Dieſe Einmündung 
ergibt ſich verfahrensrechtlich daraus, daß § 212 4 Ab⸗ 
ſatz 2 AO gemäß auf Steuermeßbeſcheide die Vorſchrift 
des § 218 Abſatz 2 ſinngemäß anzuwenden iſt. Das 
Steuermeßverfahren mündet ein ($ 212 b Abſatz 2) in 

3. das Steuerfeſtſetzungs verfahren. 


Eine Beſonderheit für Betriebsgrundſtücke gibt 
es bei der Grundſteuer nicht. Die Betriebsgrundſtücke 
werden hier nicht als Untereinheiten des gewerblichen Be⸗ 
triebs, ſondern als ſelbſtändige Einheiten behandelt. Nur 
ſie, nicht auch der übrige Teil des Betriebsvermögens, unter⸗ 
liegen der Grundſteuer. Es mündet alſo die Einheits⸗ 
bewertung des Betriebsgrundſtücks unmittelbar in das 
Grundſteuermeßverfahren ein. 


6. Abgrenzung der Verfahrenſtufen 


Die Aufteilung in Verfahrenſtufen bedingt, daß die 
einzelnen Stufen genau voneinander abgegrenzt 
ſind. Es muß verfahrensrechtlich ausgeſchloſſen ſein, daß 
Fragen, die in einer früheren Verfahrenſtufe zu entſcheiden 
waren, in einer ſpäteren Stufe angezweifelt und noch ein⸗ 
mal zur Entſcheidung gebracht werden. Anderſeits muß da⸗ 
für geſorgt werden, daß nachträgliche Anderungen, die 
in einer Stufe eintreten, ſich auf die folgenden Stufen 
auswirken. Wenn z. B. der Einheitswert durch Rechts⸗ 
mittelentſcheidung oder durch Berichtigungsfeſtſtellung ge⸗ 
ändert wird, müſſen die Verfahrensvorſchriften gewähr⸗ 
leiſten, daß die Beſcheide, die auf der Einheitsbewertung 
aufbauen, entſprechend geändert werden. 


Der Grundſatz, daß Feſtſtellungen der 
früheren Verfahrenſtufe in der ſpäteren 
Verfahrenſtufe nichtmehr angefochten wer⸗ 
den können, iſt von der Reichsabgabenordnung in ver⸗ 
ſchiedenen Vorſchriften niedergelegt worden. Hinweis auf 
§ 231 Abſatz 2, § 232 Abſatz 2 und § 212 a Abſatz 2 AO. 
Beiſpiel A: 

Ein Unternehmer in der Oſtmark hat auf ſeinem Betriebs⸗ 
grundſtück ein Bauwerk, das rom Finanzamt zum Be⸗ 
triebsgrundſtück gerechnet und zuſammen mit ihm be⸗ 
wertet worden iſt. Der Steuerpflichtige meint jedoch, 
daß es ſich um eine Betriebs vorrichtung handle. Be⸗ 
triebsvorrichtungen werden, ſelbſt wenn ſie weſentliche Beſtand⸗ 
teile des Betriebsgrundſtücks ſind, nicht zum Grundſtück, ſondern 
zu den ſonſtigen Beſtandteilen des Betriebsvermögens gerechnet 
(8 50 Abſatz 1 und $ 57 Abſatz 1 RBewG). 

Es gehört zu den Aufgaben der Einheitsbewertung, auch 
über den Umfang des Bewertungsgegenſtands zu entſcheiden. 
Die Feſtſtellung, ob ein Bauwerk in das Betriebsgrundſtück 
einzubeziehen oder als Betriebsvorrichtung auszuſcheiden iſt, 
iſt deshalb im Einheitswertbeſcheid über das Bekriebs⸗ 
grundſtück zu treffen. Der Steuerpflichtige muß etwaige 
Einwendungen durch Rechtsmittel gegen dieſen Beſcheid 
geltend machen. Er kann mit ihnen im Verfahren betreffend 
die Bewertung des gewerblichen Betriebs 8 231 
Abſatz 2 AO gemäß nicht gehört werden. 

Der Grundſatz, daß Anderungen der Feſt⸗ 
ſtellungen einer Verfahrenſtufe ſich auf 
die folgenden Stufen auswirken müſſen, 
ergibt ſich aus den 88 218 Abſatz 4 und 212 b Abſatz 3 AO. 


Beiſpiel B: 

Der Einheitswert eines landwirtſchaftlichen Betriebs iſt 
der Veranlagung zur Vermögenſteuer auch dann zugrunde zu 
legen, wenn der Einheitswertbeſcheid noch nicht unanfechtbar 
geworden iſt ($ 218 Abſatz 2 AO). Wird der Einheitswert 
durch Rechtsmittelentſcheidung geändert, ſo wird der Steuer⸗ 
beſcheid von Amts wegen durch einen neuen Beſcheid erſetzt, 
der die Anderung berückſichtigt ($ 218 Abſatz 4). 


Weitere Einzelheiten über dieſe Fragen find in dem 
Aufſatz „Verfahrensrechtliche Auswirkungen der Einheits⸗ 
bewertung“ von Regierungsrat Schmitt⸗Degenhardt, DStZ 
1939 An 43 und 44, enthalten. 

Es kommt oft vor, daß Steuerpflichtige die Abgrenzung 
der Verfahrenſtufen nicht beachten und Rechtsmittel 
falſcheinlegen. Solche formellen Mängel müſſen nach 
Möglichkeit eingerenkt werden. 


Beiſpiel O: 

Der Steuerpflichtige bemerkt im Fall des Beiſpiels A erſt 
auf Grund des Beſcheids über den gewerblichen Be⸗ 
trieb, daß das Bauwerk entgegen ferner Meinung zum 
Betriebsgrundſtück gerechnet worden iſt. Er ficht die Bewertung 
des gewerblichen Betriebs an mit der in dieſem Verfahren 
unzuläſſigen Begründung, daß das Bauwerk eine 
Bekriebsvorrichtung ſei. 


Es empfiehlt ſich, die Anfechtung in einem ſolchen Fall 
nicht als Rechtsmittel gegen die Bewertung des gewerblichen 
Betriebs, ſondern als Rechtsmittel gegen die Bewertung 
des Betriebsgrundſtücks zu behandeln. Das bietet 
keine Schwierigkeiten, wenn die Rechtsmittelfriſt gegen die 
Bewertung des Betriebsgrundſtücks noch läuft. Aber auch 
wenn die Friſt bereits abgelaufen iſt, gibt es verſchiedene 
Möglichkeiten, zu helfen. Es kann Nachſicht wegen Ver⸗ 
ſäumung einer Rechtsmittelfriſt gewährt werden, wenn der 
Steuerpflichtige ohne ſein Verſchulden verhindert war, die 
Friſt einzuhalten (88 86 und 87 AO). Viele Fälle laſſen ſich 
auch mit der Vorſchrift im 8 92 Abſatz 3 AO heilen, wonach 
offenbare Unrichtigkeiten auch nach Ablauf 
der Rechtsmittelfriſt berichtigt werden können. Berichti⸗ 
gungen ſind außerdem unter den Vorausſetzungen des & 222 
AD zuläſſig. 

Es liegt im Sinn des § 1 StAnpG, von dieſen Mög⸗ 
lichkeiten weitgehend Gebrauch zu machen. Die 
ſteuerliche Bedeutung der Einheitswerte iſt ſehr groß. Die 
Einheitsbewertung muß deshalb ſo durchgeführt werden, 
daß ſie zu möglichſt zutreffenden Ergebniſſen ge⸗ 
langt. Es iſt immer mißlich, wenn eine ſachliche Prüfung, 
an der der Steuerpflichtige ein berechtigtes Intereſſe hat, 
aus formellen Gründen abgelehnt wird. 


7. Hauptfeſtſtellung, Fortſchreibung und Nachfeſtſtellung 
(Hauptveranlagung, Neuveranlagung und Nachveran⸗ 
lagung) 

Wir ſahen am Anfang, daß es zwei Gründe ſind, die 
auf dem Gebiet der Vermögensbeſteuerung zu einem be- 
ſonders ausgeſtalteten Verfahrensrecht führen. Der erſte 
Grund (geſonderte Feſtſtellung der Beſteuerungsgrund⸗ 
lagen) iſt in den Abſchnitten 3 bis 6 behandelt worden. Wir 
gehen jetzt zu dem zweiten Grund über, der darin liegt, daß 
gewiſſe Anderungen, die nach dem Hauptfeſtſtellungszeit⸗ 
punkt (Hauptveranlagungszeitpunkt) eintreten, berückſichtigt 
werden müſſen. 


a) Hauptfeſtſtellung 

Die Hauptfeſtſtellung iſt die allgemeine Feſtſtel⸗ 
lung der Einheitswerte (§ 21 RBewG). Sie muß von Zeit 
zu Zeit wiederholt werden. 8 21 RBewG beſtimmt, daß die 
Hauptfeſtſtellung für Grundbeſitz (land- und forſtwirtſchaft⸗ 
liches Vermögen, Grundvermögen, Betriebsgrundſtücke) und 
für Gewerbeberechtigungen in Zeitabſtänden von je ſechs 
Jahren und die Hauptfeſtſtellung für gewerbliche Betriebe 
in Zeitabſtänden von je drei Jahren vorzunehmen iſt. Der 
Reichsminiſter der Finanzen iſt ermächtigt, oie Zeitabſtände 
zu verkürzen oder zu verlängern. Er hat davon wiederholt 
Gebrauch gemacht, und zwar im Sinn der Verlänge- 
rung. Hinſichtlich des Grundbeſitzes und der Gemerbe- 
berechtigungen iſt ſogar beſtimmt worden, daß eine noch⸗ 
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malige Hauptfeſtſtellung bis auf weiteres nicht ſtattfindet 
(§ 1 Abſatz 2 RBew DV). 


b) Fortſchreibung 

Es iſt nun nicht ſo, daß ein Einheitswert, der bei einer 
Hauptfeſtſtellung feſtgeſtellt worden iſt, in jedem Fall erſt 
bei der nächſten Hauptfeſtſtellung von neuem feſtgeſtellt 
wird. Das Geſetz läßt zu, daß in gewiſſen Fällen der Ein⸗ 
heitswertbeſcheid durch einen neuen Beſcheid erſetzt wird. 
Dieſer neue Beſcheid heißt Fortſchreibungsbe⸗ 
ſcheid. Wir ſprechen deshalb don einer Fortſchrei⸗ 
bung der Einheitswerte. Hinweis auf § 225 a AO 
und auf § 22 R Bew. 

Der Einheitswertbeſcheid enthält Feſtſtellungen über die 
Höhe des Einheitswerts, über die Art des Steuergegen⸗ 
ſtands und über die Perſon, der der Gegenſtand ſteuer⸗ 
lich zuzurechnen iſt. Je nachdem, für welche dieſer Feſt⸗ 
ſtellungen eine Anderung eintritt, unterſcheiden wir die fol⸗ 
genden drei Arten der Fortſchreibung: 


1. die Wert fortſchreibung, 
2. die Art fortſchreibung, 
3. die Zurechnungs fortſchreibung. 


Die Wertfortſchreibung iſt nur zuläſſig, wenn 
die Wertabweichung ein beſtimmkes Aus ma B erreicht. 
Die Wertgrenzen ſind neu geregelt worden, und zwar im 
Sinn der Erleichterung der Wertfortſchreibung. Hinweis 
auf 8 2a RBewDV. 

Das Kennzeichnende für die Fortſchreibung liegt darin, 
daß immer eine Einheitsbewertung voraus- 
gegangen iſt. Dadurch unterſcheidet ſie ſich von der Nach⸗ 
feſtſtellung. 


c) Nachfeſtſtellung 

Die Einheitswerte werden nachträglich feſtgeſtellt, wenn 
nach dem Hauptfeſtſtellungszeitpunkt Umſtände eintreten, die 
eine — bisher nicht erforderliche — Einheitsbewertung er⸗ 
forderlich machen (§ 23 R BewG). Es handelt ſich um die 
beiden folgenden Fälle: 


1. Eine wirtſchaftliche Einheit wird neu gegründet. 
Beiſpiel: 
Ein gewerblicher Betrieb wird eröffnet. 


2. Für eine bereits beſtehende wirtſchaftliche Einheit fällt 
der Grund für die Befreiung von einer Steuer weg. 
Beiſpiel: 

Ein Grundſtück des Reichs diente bisher als Finanz⸗ 
amt. Es war von der Grundſteuer befreit (8 4 Ziffer 1a 
GrStG) und auch nicht zur Vermögenſteuer heranzu⸗ 
ziehen ($ 1 VSt). Ein Einheitswert iſt deshalb nicht feſt⸗ 
geſtellt worden. Es tritt nun eine Anderung ein. Das 
Finanzamt wird in einem anderen Gebäude untergebracht. 
Das bisherige Gebäude wird für Wohnzwecke und für Ge⸗ 
ſchäftszwecke vermietet. Seine Befreiung von der Grund⸗ 
ſteuer fällt weg. Der Einheitswert iſt nachträglich im Weg 
der Nachfeſtſtellung feſtzuſtellen. 


d) Neuveranlagung, Nachveranlagung 

Die Vermögenſteuer, die Aufbringungsumlage und die 
Grundſteuer kennen ähnliche Einrichtungen. Wir haben bei 
der Vermögenſteuer und der Aufbringungsumlage neben 
der Hauptveranlagung die Neuveranlagun a und die 
Nachveranlagung (88 12 bis 14 VSt, 811 Aufbr®). 
Die Grundſtener ſchließt ſich in der Ausdrucksweiſe noch 
enger an die Einheitsbewertung an. Es gibt hier neben der 
Hauptveranlagung der Steuermeßbeträge die Fort⸗ 
ſchreibungsveranlagung und die Nachveran⸗ 


lagung (8$ 13 bis 15 GrStG). 


8. Stichtagsprinzip 


Die Fortſchreibungen und die Nachfeſtſtel⸗ 
lungen (Neuveranlagungen und Nachveranlagungen) 
dürfen nur auf den 1. Januar eines Jahrs vorge⸗ 
nommen werden (Abſätze 2 der 88 22, 23 RBewch und der 
88 13, 14 VSt). Alle Veränderungen, die im Laufe eines 
Kalenderjahrs eintreten, werden am folgenden 1. Januar 
aufgefangen und auf dieſen Zeitpunkt feſtgeſtellt. 
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Die ſteuerliche Auswirkung der Anderung be- 
ginnt aber bei der Vermögenſteuer, der Aufbringungsumlage 
und der Grundſteuer noch nicht an dieſem 1. Januar. Sie 
beginnt erſt am folgenden 1. April (F 13 Abſatz 4 
und 8 14 Abſatz 3 VSt, § 11 Abſatz 2 Aufbr, § 14 Ab⸗ 
ſatz 2 und § 15 Abſatz 2 GrStG). 


Es ſind ſomit die drei aufeinander folgenden Zeitpunkte 
zu beachten: 
1. der Zeitpunkt, in dem die Anderung eintritt 
(3. B. 1. Juli 1940); 
2. der Zeitpunkt, auf den die Anderung ſteuerlich feſt⸗ 
geſtellt wird. Das iſt der nächſte 1. Januar (in dem 
erwähnten Beiſpiel der 1. Januar 1941); 


3. der Zeitpunkt, von dem ab ſich die Anderung ſteuer⸗ 
lichaus wirkt. Das iſt der folgende 1. April (im Bei⸗ 
ſpiel der 1. April 1941). 


Es ergibt ſich daraus für die Vermögenſteuer, die Auf⸗ 
bringungsumlage und die Grundſteuer die folgende wichtige 
Regel, die man als Stichtagsprinzip bezeichnen kann: 

Die Verhältniſſe am 1. Januar eines 
Jahrs bleiben mindeſtens für die Steuer 
des ganzen folgenden Rechnungsjahrs 
maßgebend. 


Beiſpiele: 

A. Ein Steuerpflichtiger macht am 10. Auguſt 1940 eine Erb⸗ 
ſchaft, die zur Neuveranlagung ſeiner Vermögenſteuer 
führt. Die Neuveranlagung wird auf den 1. Januar 1941 
vorgenommen ($ 13 Abſatz 2 VSt). Die neue Steuer 
wird für die Zeit ab 1. April 1941 erhoben (§ 13 Abſat 4 
VSt). Für das Rechnungsjahr 1940 verbleibt es bei der 
Steuer, die ſich nach den Verhältniſſen vom 1. Januar 
1940 ergibt. 

B. Ein anderer Steuerpflichtiger errichtet auf ſeinem Bau⸗ 
grundſtück ein Haus, das am 15. Oktober 1941 bezugs⸗ 
fertig wird. Der Einheitswert wird wegen der Be⸗ 
bauung auf den 1. Januar 1942 fortgeſchrieben. Die Fort⸗ 
ſchreibung des Einheitswerts führt zu einer entſprechenden 
Fortſchreibung des Grundſteuermeßbetrags (8 14 
Abſatz 1 GrStc g/. Die neue Grundſteuer iſt für die Zeit 
ab 1. April 1942 zu entrichten ($ 14 Abſatz 2 GrStG). 
Für das Rechnungsjahr 1941 hat der Steuerpflichtige das 
Grundſtück noch als unbebautes zu verſteuern, weil 
es am 1. Januar 1941 noch nicht bebaut war. 


Die Grundſteuer kennt eine Ausnahme von dieſem 
Stichtagsprinzip. Sie gilt für die Fälle, in denen die 
Steuerpflicht für den ganzen Steuergegenſtand weg⸗ 
fällt. Hinweis auf 8 16 GrStG. Die Vermögenſteuer und 
die Aufbringungsumlage behalten das Stichtagsprinzip auch 
le der Steuerpflicht bei (§ 15 VStG, 8 11 Abſatz 2 

ufbrV). 


Die Gewerbesteuer- Richtlinien für 1940 


Von Oberstauerinspektor Seewa/dt, Berlın, Reichsfinanzministerium 
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1. Einführung 


Richtlinien für die Durchführung der Gewerbeſteuer 
ſind zuletzt am 20. Februar 1938 herausgegeben worden 
(Gew 1938). Die GewR 1938 waren erſtmals für die 
Gewerbeſteuer des Rechnungsjahrs 1938 anzuwenden. Für 
die Durchführung der Gewerbeſteuer des Rechnungsjahrs 
1939 find durch den Runderlaß vom 14. Juli 1939 (RStBl 
1939 S. 849) ergänzende Beſtimmungen getroffen worden. 

Das Gewerbeſteuerrecht iſt durch die Dritte Ver⸗ 
ordnung zur Durchführung des Gewerbe⸗ 
ſteuergeſetzes (Dritte GewSt) vom 31. Januar 
1940 (RGBI I S. 284, RStBBl 1940 S. 185) in einigen 
Punkten geändert worden. Hinweis auf Meuſchel, 
Die Dritte Verordnung zur Durchführung des Gewerbe⸗ 
ſteuergeſetzes, in DSt 1940 Nr 11. Dieſe Anderungen 
machten eine Anpaſſung der GewR 1938 an den neuen 
Rechtszuſtand erforderlich. Der Reichsminiſter der Finanzen 
hat deshalb am 10. Februar 1940 Gewerbeſteuer⸗ 
Richtlinien für 1940 (GStR für 1940) erlaſſen. 
Die GSM für 1940 beſchränken ſich nicht darauf, den In⸗ 
halt der Gewa 1938 an die neue Rechtslage anzu⸗ 
paſſen. Sie enthalten darüber hinaus auch viele neue 
Anordnungen, die für die praftiiche Anwendung des 
Gewerbeſteuerrechts von Bedeutung ſind. Die umfangreiche 
Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs und die auf dem 
Gebiet der Gewerbeſteuer ſeit dem Erſcheinen der letzten 
Gewerbeſteuer-Richtlinien ergangenen NVerwaltungs⸗ 
erlaſſe find, ſoweit fie den in den GStR für 1940 be⸗ 
handelten Stoff berühren, berückſichtigt worden. Die Zu⸗ 
ſammenfaſſung aller für die Durchführung der Ge⸗ 
werbeſteuer des Rechnungsjahrs 1940 weſentlichen Anord⸗ 


11. Gewerbeverluſt, 

12. Gewerbekapital, 

13. Feſtſetzung der Steuermeßbeträge, 

14. Zerlegung, 

15. Steuerbeſcheide, 

16. Zweigſtellenſteuer, 

17. Haftung, 

18. Lohn ſummenſteuer, 

19. Durchführung der Gewerbeſteuer in den 
eingegliederten Gebieten. 


nungen und Entſcheidungen dient der Arbeitsverein⸗ 
fachung. 

Die GStR für 1940 ſind im Einvernehmen mit 
dem Reichsminiſter des Innern erlaſſen worden. 
Sie enthalten nicht nur Weiſungen an die Behörden der 
Reichsfinanzverwaltung, ſondern auch Weiſun⸗ 
gen, die ausſchließlich oder in der Hauptſache die Gemein⸗ 
den angehen. 

Die Bezeichnung der GEN für 1940 iſt an die 
Bezeichnung der anderen vom Reichsminiſter der Finanzen 
herausgegebenen Richtlinien (EStR für 1939, LStR 1940, 
VSt) angeglichen worden. Die Gliederung iſt ſtraffer 
als bisher. Die Einteilung in Hauptabſchnitte und Ab⸗ 
ſchnitte, die mit fortlaufenden Ziffern verſehen ſind, ge⸗ 
währleiſtet eine größere Uberſichtlichkeit und erleichtert die 
Anführung einzelner Abſchnitte aus den Gewerbeſteuer⸗ 
Richtlinien. ’ 

Die folgenden Ausführungen beſchränken fich im we⸗ 
ſentlichen auf eine Darſtellung derjenigen Abſchnitte der 
GStR für 1940, die gegenüber den bisherigen Anordnungen 
Neues bringen. 


2. Abgrenzung des Gewerbebetriebs 


Unter einem Gewerbebetrieb im Sinn des 8 2 
Abſatz 1 GewStG iſt ein gewerbliches Unterneh⸗ 
men im Sinn des Einkommenſteuergeſetzes 
zu verſtehen. Es beſteht ſomit zwiſchen dem Begriff des 
Steuergegenſtands bei der Gewerbeſteuer und dem ein⸗ 
kommenſteuerlichen Begriff des Gewerbebetriebs eine enge 
Beziehung. Ein Gewerbebetrieb im Sinn des § 2 Abſatz 1 
GewStG kann nur dann vorliegen, wenn der Unternehmer 
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Einkünfte aus Gewerbebetrieb im Sinn des § 2 Abſatz 3 
Ziffer 1 EStG bezieht. Die gewerbliche Tätigkeit muß des⸗ 
halb gegenüber den Tätigkeiten abgegrenzt werden, deren 
Erträgniſſe nach den Vorſchriften des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes nicht den Einkünften aus Gewerbebetrieb, ſondern 
einer anderen Einkunftsart zuzurechnen ſind. 

Die GStR für 1940 behandeln in den Abſchnitten 2 
bis 5 die Abgrenzung des Gewerbebetriebs gegenüber der 
Land und Forſtwirtſchaft, gegenüber der ſelb⸗ 
ſtändigen Arbeit, gegenüber der Nutzung von 
Kapitalvermögen, gegenüber der Vermietung 
und Verpachtung und gegenüber der nichtſelb⸗ 
ſtändigen Arbeit. 

Die Ausführungen in den GStg für 1940 über die 

Abgrenzung des Gewerbebetriebs gegenüber der Land⸗ 
und Forſtwi riſchaft find weſentlich kürzer gehalten 
als bisher. Es wird nur der Grundſatz herausgeſtellt, daß 
die nichtgewerbliche Bodenbewirtſchaftung, 
d. h. der Betrieb der Land⸗ und Forſtwirtſchaft und der ihr 
verwandten Zweige der Urerzeugung, nicht der Gewerbe⸗ 
ſteuer unterworfen iſt, daß dagegen die gewerbliche 
Bodenbewirtſchaftung, z. B. der Betrieb eines 
Bergbauunternehmens, einen Gewerbebetrieb darſtellt. 
Einzelheiten zur Abgrenzung des Gewerbebetriebs gegen⸗ 
über der Land- und Forſtwirtſchaft enthalten die Ein⸗ 
kommenſteuer⸗ Richtlinien und Körper- 
[chaftſteuer Richtlinien für 1939. Die GER 
für 1940 weiſen deshalb zur Vermeidung von Wiederholun⸗ 
gen auf Abſchnitt 19 der EStR für 1939 hin. 
Die zutreffende Abgrenzung des Gewerbebetriebs gegen⸗ 
über der ſelbſtändigen Arbeit im Sinn des § 18 
EStG gehört zu den ſchwierigſten Fragen des Gewerbe⸗ 
ſteuerrechts. Sie nimmt deshalb auch in der bisherigen 
Rechtſprechung des Re zum Gewerbeſteuergeſetz einen 
breiten Raum ein. Die GStR für 1940 ſtellen unter Berück⸗ 
ſichtigung der Rechtſprechung die Grundſätze heraus, 
nach denen bei der Abgrenzung zu verfahren iſt. 

Bei den im § 18 EStGausderün cklich bezeich⸗ 
neten Tätigkeiten kann die Entſcheidung über die 
Gewerbeſteuerpflicht nicht zweifelhaft ſein. Sie ſind ne» 
werbeſteuerfrei. Es können aber auch Tätigkeiten 
unter den Begriff der ſelbſtändigen Arbeit fallen, die nicht 
ausdrücklich im 818 ESt bezeichnet ſind. Soll eine ſolche 
Tätigkeit der ſelbſtändigen Arbeit zugerechnet werden, ſo iſt 
Vorausſetzung, daß fie tatſächlicheiner derim 818 
Abfatz 1 Ziffern 1 und 8 aufgeführten 
Tätigkeiten ähnlich iſt. 

Ein Merkmal der ſelbſtändigen Arbeit iſt, daß ſie im 
weſentlichen auf der perſönlichen Arbeitskraft des Berufs⸗ 
trägers beruht. Die Beſchäftigung von Hilfskräften 
kann die Tätigkeit zu einer gewerblichen werden laſſen. Die 
SSR für 1940 ſtellen klar, unter welchen Vorausſetzungen 
die Beſchäftigung von Hilfskräften der Annahme von ſelb⸗ 
ſtändiger Arbeit nicht entgegenſteht. Es dürfen an ſelb⸗ 
ſtändige Hilfskräfte nur techn i ſche und vorberei⸗ 
tende, nicht aber auch entſcheidende und ver⸗ 
ant wo rtliche Aufgaben überlaſſen werden. Der 
Beru fsträger muß die Möglichkeit behalten, die not- 
wendigen Entſcheidungen auf Grund der eigenen 
Kenntni ſſe ſelbſt zu treffen. Hält ſich die Beſchäfti⸗ 
gung von Hilfskräften in dieſem Rahmen, ſo ſteht es der 
Annahme ſelbſtändiger Arbeit nicht entgegen. daß die Hilfs⸗ 
kräfte für ihre Tätigkeit beſonders 5 orgebildet ſind. 

Zweifel ergaben ſich bisher auch beim Zuſammen⸗ 
treffen von gewerblicher und freibernf- 
licher Tätigkeit. In den GER für 1940 wird in An⸗ 
lehnung an die Rechtſprechung des Ric beſtimmt, daß die 
freie Berufstätigkeit nur dann nicht zur Gemerbeſteuer 
heran mefeben iſt, wenn fie ſich aus ſchfi eß lich als freie 
Verufstätiafeit darſtellt. Treffen gewerßſiche und freiberuf— 
liche Tätiakeit zuſammen, ſo muß gevrüft werden, oß das 
Gewerbe neben der freien Berufstätigkeit 
und völlia unabhänaia von ihr betrieben wird, oder ob 
beide Tätigkeiten mirtſchaftlich zuſammenge⸗ 
b ören. Sit der wirtſchaftliche Zuſammenhang zu bejahen, 
ſo iſt die Tätigkeit in vollem Umfang als gewerb⸗ 
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liche zu behandeln. Im anderen Fall bleibt die freiberuf⸗ 
liche Tätigkeit von der Gewerbeſteuer frei und die gewerb⸗ 
liche Tätigkeit wird für ſich beſteuert. Das gilt auch dann, 
wenn der wirtſchaftliche Zuſammenhang zwiſchen den Tätig⸗ 
keiten zu bejahen iſt, aber die gewerbliche Täti gkeit 
im Verhältnis zur freiberuflichen Tätigkeit nur ganz 
unbedeutend iſt. 

Die Frage, ob ein einheitlicher Vetrieb oder mehrere 
Betriebe oder Berufe vorliegen, iſt nach den Anweiſungen 
in den GStq für 1940 nach den gleichen Grundſätzen zu 
entſcheiden, wie die Frage, ob mehrere Gewerbebetriebe des⸗ 
ſelben Unternehmers zuſammen oder getrennt zur Gewerbe⸗ 
ſteuer heranzuziehen ſind. Es kommt danach in der Haupt⸗ 
ſache darauf an, ob die beiden Tätigkeiten ſach lich, ins⸗ 
beſondere wirtſchaftlich, finanziell oder orga- 
niſatoriſch innerlich zuſammenhängen. 

Die Ausführungen in den GStg für 1940 über die 
Abgrenzung des Gewerbebetriebs gegenüber der Nu tzung 
von Kapitalvermögen, gegenüber der Vermie⸗ 
tung und Verpachtung und gegenüber der nicht ⸗ 
ſelbſtändigen Arbeit entſprechen weitgehend den 
bisherigen Gewerbeſteuer⸗Richtlinien. Durch die Anführung 
von Beiſpielen ſoll die Entſcheidung über die Gewerbe⸗ 
ſteuerpflicht im einzelnen Fall erleichtert werden. 


3. Inland 


82 GewSt gemäß unterliegt der Gewerbeſteuer jeder 
ſtehende Gewerbebetrieb, ſoweit er im Inland betrieben 
wird. Inland iſt das Gebiet des Deutſchen Reichs im 
ſtaats rechtlichen Sinn. Abſchnitt 7 GStR für 1940 
regelt die Frage, von welchem Zeitpunkt ab die in den 
Jahren 1938 und 1939 mit dem Deutſchen Reich wieder⸗ 
vereinigten Gebiete bei der Durchführung der Ge⸗ 
werbeſteuer als zum Inland gehörig zu behandeln ſind. Es 
iſt das nicht der Zeitpunkt, von dem ab dieſe Gebiete ſtaats⸗ 
rechtlich eingegliedert ſind, ſondern der Zeitpunkt, von dem 
ab das Gewerbeſteuergeſetz in dieſen Gebieten 
erſtmalig anzuwenden iſt. Demgemäß gelten Ge⸗ 
werbebetriebe in der Oſtmark und in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten vom 1. April 1939 ab. Ge⸗ 
werbebetriebe im Memelland und in der bisheri⸗ 
gen Freien Stadt Danzig vom 1. April 1940 
ab als im Inland betrieben. 

Die Frage, von welchem Zeitvunkt ab Gewerbebetriebe 
in den eingegliederten Oſtgebieten für die 
Durchführung der Gewerbeſtener als im Inland betrieben 
gelten, tft in den GStR für 1940 noch nicht behandelt. Die 
Verordnung, durch die das Deutſche Gewerbeſteuerrecht in 
den eingegliederten Oſtgebieten eingeführt worden iſt, iſt 
erſt nach dem Erſcheinen der GStR für 1940 ergangen. 
Wegen Einzelheiten Hinweis auf die Vierte Verordnung zur 
Einführung ſteuerrechtlicher Vorſchriften in den eingeglie⸗ 
derten Oſtgebieten vom 24. Februar 1940 (RG Bl 1 S. 418, 
RStBl 1940 S. 289). 

Das Protektorat Böhmen und Mähren 
gehört ſtaatsrechtlich zum Deutſchen Reich. Das Deut ide 
Gewerbeſteuergeſetz gilt aber im Protektorat 
Böhmen und Mähren nicht. Ein im Protektorat betrie- 
benes Gewerbe wird demgemäß gewerbeſteuerrechtlich ni cht 
im Inland betrieben. Dasſelbe gilt für Gewerbebetriebe 
im Generalgouvernement für die beſetzten 
polniſchen Gebiete, weil das Generalgonbernement 
nicht Beſtandteil des Deutſchen Reichs iſt. 


4. Lotſen und Lotſenvereinigungen 


84 der Dritten GewSt DD gemäß unterliegt die Tätig⸗ 
keit der Lotſen, die nicht Beamte oder Ange⸗ 
ſtellte im öffentlichen oder privaten Dienſt ſind, der Ge⸗ 
werbeſteuer. Damit iſt die unwiderlegbare Ver⸗ 
mutung aufgeſtellt, daß die Tätigkeit der bezeichneten 
Lotſoen einen Gewerbebetrieb darſtellt. In Ab⸗ 
ſchnitt 13 GStR für 1940 wird darauf hingewieſen, daß es 
demgemäß keiner Prüfung bedarf, ob die Voraus- 
ſetzungen für die Annahme eines Gewerbebetriebs im ein⸗ 
zelnen gegeben ſind. 
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In Zuſammenhang mit der Gewerbeſteuerpflicht der 
Lotſen behandeln die GStgR für 1940 die Gewerbeſteuer⸗ 
pflicht der Lotſenvereinigungen. Soweit die 
Lotſenvereinigungen in die Form einer Kapitalge⸗ 
ſellſchaft gekleidet find, find fie 3 2 Abſatz 2 Ziffer 2 
GewSt® gemäß ohne Rückſicht auf die Art ihrer Tätigkeit 
gewerbeſteuerpflichtig. Gehören die Lotſenvereinigungen zu 
den ſonſtigen juriſtiſchen Perſonen des 
privaten Rechts oder ſind ſie in die Form eines 
nichtrechtsfähigen Vereins gekleidet, ſo ergibt 
ſich die Frage, inwieweit ihre Tätigkeit einen w irt- 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb darſtellt. Hinweis 
auf 8 2 Abſatz 3 GewStG. Ein wirtſchaftlicher Geſchäfts⸗ 
betrieb iſt eine planmäßige wirtſchaftliche Tätigkeit zur Er⸗ 
zielung von Einnahmen oder von anderen wirtſchaftlichen 
Vorteilen, die über eine einmalige Betätigung hinausgeht. 
Die Abſicht der Gewinnerzielung iſt dabei nicht erforderlich. 
Die ESR für 1940 ſtellen klar, daß die Verteilung 
der Lotſengelder gegen einen Verwal⸗ 
tungskoſtenbeitrag eine ſolche planmäßige wirt⸗ 
ſchaftliche Tätigkeit darſtellt. 


5. Beſteuerung der Geſellſchaften 


Die Tätigkeit der Geſellſchaften gilt 82 Abſatz 2 
GewStG gemäß ſtets und in vollem Umfang als 
Gewerbebetrieb. Es beſteht dabei ein Unterſchied 
zwiſchen den Perſonengeſellſchaften und den 
Kapitalgeſellſchaften. Bei den Perſonen⸗ 
geſellſchaften muß ein Gewerbebetrieb im Sinn des 
82 Abſatz 1 GewSt gegeben fein. Liegt dieſer vor, fo gilt 
die geſamte Tätigkeit der Perſonengeſellſchaft — auch ſoweit 
ſie nicht gewerblich im eigentlichen Sinn iſt — als Gewerbe⸗ 
betrieb. Bei den Kapitalgeſellſchaften iſt die 
Gewerbeſteuerpflicht lediglich an die Rechtsform geknüpft. 
Bei dieſen Unternehmen braucht nicht geprüft zu werden, ob 
ihre Tätigkeit im einzelnen Fall ein Gewerbe darſtellt. Aus 
dieſer Regelung ergeben ſich Beſonderheiten, ins⸗ 
beſondere zur Frage des Umfangs, des Beginns und 
des Erlöſchens der Steuerpflicht. Die GSLR für 
1940 geben zu dieſen Fragen den geltenden Rechtszuſtand 
wieder. Die Unterſchiede, die ſich bei Geſellſchaften gegen⸗ 
über Einzelunternehmen in der Beſteuerung ergeben, werden 
durch Gegenüberſtellung der verſchiedenen Rechtslagen be⸗ 
ſonders herausgeſtellt. 


Die Gewerbeſteuer⸗Richtlinien enthalten wie bisher be⸗ 
ſondere Weiſungen für die Beſteuerung der Organ⸗ 
geſellſchaften. Auf dieſem Gebiet war insbeſondere 
zweifelhaft, ob es der Anerkennung der Organſchaft bei der 
Gewerbeſteuer entgegenſteht, wenn eine Ahmachung zwiſchen 
dem beherrſchenden Unternehmen und der Organgeſellſchaft, 
daß Gewinne und Verluſte der Untergeſellſchaft ausge⸗ 
ſchloſſen fein ſollen (Gewinn⸗ und Verluſtaus⸗ 
ſchlu ß), fehlt. In Abſchnitt 12 GStR für 1940 iſt klar⸗ 
geſtellt, daß der Gewinn⸗ und Verluſtausſchluß keine 
unbedingte Vorausſetzung für die Organſchaft 
iſt. Er hat deshalb für die Gewerbeſteuer keine 
Bedeutung. 


Die Organgeſellſchaft wird im Gewerbeſteuerrecht als 
Betriebſtätte des beherrſchenden Unternehmens be⸗ 
handelt. Die SSR für 1940 halten aber daran feſt, daß der 
Gewerbeertrag und das Gewerbekapital für 
das beherrſchende Unternehmen und die Organgeſellſchaft 
getrennt zu ermitteln find. Die auf dieſe Weiſe 
errechneten Gewerbeerträge und Gewerbekapitalien werden 
bei dem beherrſchenden Unternehmen zu⸗ 
ſammengerechnet und der einheitliche Steuermeß⸗ 
betrag wird danach feſtgeſetzt. Aus der getrennten Ermitt⸗ 
lung der Gewerbeerträge und der Gewerbekavitalien folgt, 
daß es aleichgültig iſt, ob die für die Ermittlung des Ge⸗ 
werbeertrags der einzelnen Unternehmen maßgebenden 
Wirtſchaftsjahre zum gleichen Zeitpunkt abgeſchloſſen werden 
und ah die Einheitswerte des gewerblichen Betriebs, die die 
Grundlage für die Ermittlung der zuſammenzurechnenden 
Gewerbekapitalien bilden, auf den aleichen Zeitvunkt feſt⸗ 
geſtellt worden find. Abſchnitt 43 GStR für 1940 gemäß 
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ſind, wenn die Wirtſchaftsjahre nicht zum 
gleichen Zeitpunkt abgeſchloſſen werden, die 
Gewerbeerträge der im gleichen Kalenderjahr 
endenden Wirtſchaftsjahre zuſammenzurechnen. Bei der Er⸗ 
mittlung des Gewerbekapitals ſind Abſchnitt 53 der 
GER für 1940 gemäß Fortſchreibungen des 
Einheitswerts der Organgeſellſchaften 
auch dann zu berückſichtigen, wenn der Einheitswert des ge⸗ 
werblichen Betriebs des beherrſchenden Unter ⸗ 
nehmens nicht fortgeſchrieben worden iſt. Es iſt dem⸗ 
gemäß die Frage, welcher Einheitswert der Ermittlung des 
Gewerbekapitals § 25 der Dritten GewSt DV gemäß zu⸗ 
grunde zu legen iſt, für jedes der in Betracht kommen⸗ 
den Unternehmen nach den bei ihm vorliegenden Verhält⸗ 
niſſen zu entſcheiden. 


6. Genoſſenſchaften 


Die Körperſchaftſteuer der Genoſſenſchaften iſt durch 
die Verordnung über die Körperſchaftſteuer 
der Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſen⸗ 
ſchaften vom 8. Dezember 1939 (RGBl J S. 2391, 
RStBl 1939 S. 1189) neu geregelt worden. Dieſe Neu⸗ 
regelung iſt durch 8 8 der Dritten GewSt DV vom Rech⸗ 
nungsjahr 1940 ab auf die Gewerbeſteuer 
übertragen worden. Damit iſt die bisher für die Ge⸗ 
werbeſteuer der Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
beſtehende Ubergangsregelung hinfällig ge 
worden. Die Anordnungen in den früheren Gewerbeſteuer⸗ 
Richtlinien ſind inſoweit in der Hauptſache überholt. Die 
SER für 1940 beſtimmen, daß künftig der Runder laß 
des Reichsminiſters der Finanzen vom 
11. Dezember 1939 (RStBl 1939 S. 1198), der die 
Beſtimmungen der Verordnung vom 8. Dezember 1939 er⸗ 
läutert und ergänzt, ſinngemäß auch für die Ge⸗ 
werbeſteuerpflicht und die Ermittlung des 
Gewerbeertrags der Erwerbs⸗ und Wirtſchafts⸗ 
genoſſenſchaften gilt. Damit iſt für die Beſteuerung der Ge⸗ 
noſſenſchaften bei der Gewerbeſteuer die gleiche 
Rechtsgrundlage geſchaffen wie bei der Körper ⸗ 
ſchaftſteue r. Es konnte deshalb darauf verzichtet wer⸗ 
den, in die GStg für 1940 eingehendere Anordnungen für 
die Beſteuerung der Genoſſenſchaften aufzunehmen. Die 
GStR für 1940 behandeln nur die Fragen, die in Ergän⸗ 
zung des Runderlaſſes vom 11. Dezember 1939 einer be⸗ 
ſonderen Regelung für die Gewerbeſteuer bedurften. 

Abſchnitt 17 der GStR für 1940 gemäß iſt in den 
Fällen, in denen bei landwirtſchaftlichen 
Nutzungs⸗ und Verwertungsgenoſſenſchaf⸗ 
ten die Körperſchaftſteuer für Gewinne aus Nichtmit⸗ 
gliedergeſchäften in einem Pauſchbetrag feſtgeſetzt 
wird, auch der einheitliche Gewerbeſteuermeßbetrag in einem 
Pauſchbetrag feſtzuſetzen. 

Die Vergünſtigung für Kreditgenoſſenſchaf⸗ 
ten, die bei der Körperſchaftſteuer in einer Ermäßigung 
der Steuer auf ein Drittel beſteht, wird bei der Gewerbe⸗ 
ſteuer nicht durch eine entſprechende Ermäßigung des 
Steuermeßbetrags nach dem Gewerbeertrag, ſon⸗ 
dern dadurch berückſichtigt, daß der Gewerbeertrag 
nur mit einem Drittel angeſetzt wird. 

Eine Übergangsregelung iſt wegen der Warenrück⸗ 
vergütungen getroffen worden. Künftig ſind Waren⸗ 
rückpergütungen im Rahmen des 8 5 der Verordnung vom 
8. Dezember 1939 auch bei der Ermittlung des Gewerbe⸗ 
ertraas abzugsfähig. Für die Vergangenheit bleiben die 
bisherigen Grundſätze über die ſteuerliche Behandlung der 
Rückvergütungen maßgebend. Es ſoll aber bei nachträg⸗ 
licher Feſtſetzung, bei Berichtigung oder bei Anderung des 
Steuermeßbetrags für frühere Rechnunasjahre eine ver⸗ 
deckte Gewinnausſchüttung nur in dem gleichen Umfang an⸗ 
genommen werden, in dem die Rückveraütungen nach den 
Beſtimmungen der Verordnung vom 8. Dezember 1939 ge⸗ 
werbeſteuerpflichtig ſein würden. 

Für die Ermittlung des Gewerbekapitals der 
Genoſſenſchaften gilt 8 52a RBew d vom 22. November 
1939 (RGBI I S. 2271, RStBl 1939 S. 1133). In Ab⸗ 
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ſchnitt 51 GStR für 1940 ift klargeſtellt, das Geſchäfts⸗ 
guthaben der Genoſſen, die auf Grund des § 52 a 
RBew W bei der Ermittlung des Einheitswerts des ge⸗ 
werblichen Betriebs abgezogen worden ſind, bei der Ermitt⸗ 
lung des Gewerbekapitals der Genoſſenſchaft nicht als 
Dauerſchulden zu behandeln ſind. 


7. Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſen 
§ 12 der Dritten GewSt DV gemäß find Penſions⸗ 
kaſſen und ähnliche Kaſſen von der Gewerbeſteuer 
befreit, wenn ſie die für eine Befreiung von der Kör⸗ 
perſchaftſteuer erforderlichen Vorausſetzungen er⸗ 
füllen. Auf Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſen, die bereits 
am 1. Januar 1936 beſtanden haben, find letztmalig 
bei der Veranlagung zur Körperſchaftſteuer für 1939 die 
Befreiungsvorſchriften des KSt 1925 anzuwenden. 
Die Steuerbefreiung ſolcher Penſions⸗ und Unterſtützungs⸗ 
kaſſen bleibt aber erhalten, wenn ſie ſpäteſtens bis zum 
Dezember 1940 auf die Befreiungsvorſchriften 
des KStG 1934 umgeſtellt werden. Kaſſen, die bis zu 
dieſem Zeitpunkt nicht umgeſtellt werden, unterliegen be⸗ 
reits für das Kalenderjahr 1940 der Körperſchaftſteuer. In 
Abſchnitt 21 GStR für 1940 wird beſtimmt, daß ſolche 
Kaſſen zur Gewerbeſteuer ſchon für das Rech⸗ 
nungsjahr 1940 heranzuziehen find. Die Feſtſetzung 
des Steuermeßbetrags kann in dieſen Fällen naturgemäß 
EN. nach Ablauf des Kalenderjahrs 1940 durchgeführt 
werden. 


8. Dauerſchulden 

Der Begriff der Dauerſchulden und ihre ſteuer⸗ 
liche Behandlung ſind unter Berückſichtigung der neueren 
Rechtſprechung des AFH in den Abſchnitten 30 und 51 der 
SSR für 1940 dargeſtellt worden. Die GStR für 1940 
ſtellen ſchärfer als bisher die allgemeinen Grund⸗ 
ſätze heraus, nach denen zu entſcheiden iſt, ob Dauer⸗ 
ſchulden vorliegen. 

Dauerſchulden ſind nach der Begriffsbeſtimmung des 
88 Ziffer 1 GewStch Schulden, die der nicht nur 
vorübergehenden Verſtärkung des Be⸗ 
triebskapitals dienen. In Abſchnitt 30 GStR für 
1940 wird ausgeführt, daß jede Schuldaufnahme im 
Rahmen eines Gewerbebetriebs eine Verſtärkungdes 
Betriebskapitals darſtellt. Auf den Zweck der 
Schuldaufnahme und auf die Verwendung der dem Betrieb 
durch die Schuldaufnahme zugefloſſenen Mittel kommt es 
nicht an. Aus ſchlaggebend iſt allein das zeitliche 
Moment. Es kommt darauf an, ob die Schuld der 
dauernden (nicht nur vorübergehenden) oder der nur 
vorübergehenden Verſtärkung des Betriebskapitals 
dient. Das iſt regelmäßig Tatfrage. Es kann aber aus 
der Ausgeſtaltung der Schuld oft ſchon darauf ge⸗ 
ſchloſſen werden, ob eine dauernde oder eine nur vorüber⸗ 
gehende Verſtärkung des Betriebskapitals vorliegt. Die 
GStR für 1940 behandeln in dieſem Zuſammenhang die 
Teilſchuldverſchreibungen, Hypotheken⸗ 
ſchulden, Warenſchulden, Lohnrückſtände, 
Bankſchulden, Lombardkredite uſw. Als An⸗ 
haltspunkt ſoll wie bisher der Grundſatz gelten, daß 
Schulden mit einer Laufzeit von mehrals einem 
Jahr in der Regel Dauerſchulden darſtellen und daß 
Schulden mit einer Laufzeit bis zudrei Monaten 
in der Regel als laufende Schulden anzuſehen ſind, 
die der nur vorübergehenden Verſtärkung des Betriebs⸗ 
kapitals dienen. 

Die Ansführungen über die gewerbeſteuerliche Behand⸗ 
lung der Kontokorrentſchulden ſind gegenüber 
bisher weſentlich erweitert worden. Es werden insbeſondere 
die Unterſchiede herausgeſtellt, die in der Behandlung 
der Kontokorrentſchulden bei der Ermittlung des Ge⸗ 
werbeertrags und bei der Ermittlung des Ge⸗ 
werbekapitals beſtehen. 

Für die Ermittlung des Gewerbekapitals halten die 
GEN für 1940 ausdrücklich daran feſt, daß maßgebend für 
die Höhe des hinzuzurechnenden Betrags der Stand der 
Dauerſchulden am Stichtag des maßgeben⸗ 
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den Einheitswerts iſt. Anderungen in der Höhe der 
Dauerſchulden ſind demgemäß auch künftig nur zu berück⸗ 
ſichtigen, wenn die Anderungen bei einer Wertfortſchreibung 
des Einheitswerts berückſichtigt worden ſind und dieſe Fort⸗ 
ſchreibung des Einheitswerts der Ermittlung des Gewerbe⸗ 
kapitals für das betreffende Rechnungsjahr § 25 der Dritten 
GewSt D gemäß zugrunde zu legen iſt. 

Neu ſind die Ausführungen in Abſchnitt 30 Abſatz 10 
GStR für 1940, die die Frage betreffen, welche Leiſtungen 
als Zinſen im Sinn des § 8 Ziffer 1 GewSt in Be⸗ 
tracht kommen. 


9. Bezüge des ſtillen Geſellſchafters 


§ 8 Ziffer 3 GewStch gemäß find die Gewinnanteile 
des ſtillen Geſellſchafters und Gehälter und andere Vergü⸗ 
tungen jeder Art, die für eine Beſchäftigung des ſtillen Ge⸗ 
ſellſchafters oder ſeines Ehegatten im Betrieb gewährt 
worden ſind, dem Gewinn hinzuzurechnen. In den früheren 
Gewerbeſteuer-Richtlinien war beſtimmt worden, daß dieſe 
Hinzurechnung nicht vorzunehmen iſt, wenn der ſtille 
Geſellſchafter ein Angeſtellter iſt und nur mit 
einer geringen Vermögenseinlage beteiligt iſt. 
Eine Vermögenseinlage ſoll als gering angeſehen werden, 
wenn ſie zehn vom Hundert des maßgebenden Einheitswerts 
des gewerblichen Betriebs, höchſtens aber 20000 RM nicht 
überſteigt. Es war zweifelhaft geworden, wie zu entſcheiden 
iſt, wenn mehrere Angeſtellte als ſtille Geſellſchafter 
beteiligt ſind, deren Vermögenseinlagen zu- 
ſammen die bezeichneten Grenzen überſteigen. In 
Abſchnitt 31 GStR für 1940 wird nunmehr beſtimmt, daß 
in dieſem Fall für die Prüfung der Frage, ob der Betrag 
von zehn vom Hundert des Einheitswerts des Betriebsver⸗ 
mögens nicht überſchritten iſt, die Vermögenseinlagen nicht 
zuſammenzurechnen find. Die Hinzurechnung 8 8 
Ziffer 3Z GewStG gemäß entſcheidet ſich demnach für jeden 
der Beteiligten nach der Höhe ſeiner Vermögenseinlage. 


10. Bezüge weſentlich Beteiligter 


Die Ausführungen in Abſchnitt 32 der GStR für 1940 
über die Hinzurechnung von Bezügen weſentlich Beteiligter 
geben den geltenden Rechtszuſtand wieder. Sie ſtellen klar, 
daß die Bezüge des Ehegatten eines weſentlich 
Beteiligten auch dann 8 8 Ziffer 6 GewStch gemäß 
dem Gewinn hin zuzurechnen find, wenn der Ehegatte 
des weſentlich Beteiligten ſelbſt nicht beteiligt iſt. Es 
hatten ſich zu dieſer Frage Zweifel ergeben, weil die Vezüge 
anderer Angehöriger eines weſentlich Beteiligten, 
die bei der Kapitalgeſellſchoft beſchäftigt ſind, ohne ſelbſt 
beteiligt zu ſein, dem Gewinn nicht hinzuzurechnen ſind. 

Der Begriff der weſentlichen Beteiligung iſt abgeſtellt 
auf die Beteiligung am Grund- oder Stammkapital. In den 
GStq für 1940 wird klargeſtellt, daß Gläubigerrechte 
auf Grund der Hingabe von Dauerkrediten bei der Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, ob eine weſentliche Beteiligung vor⸗ 
liegt, außer Betracht bleiben. 


11. Gewerbeverluſt 


Durch 8 19 der Dritten GewSt iſt für Gewerbe⸗ 
treibende, die Bücher nach den Vorſchriften des SGB führen, 
die Kürzung des Gewerbeverluſts der beiden voran⸗ 
gegangenen Wirtſchaftsjahre bei der Ermittlung des Ge⸗ 
werbeertrags zugelaſſen worden. Fſir das Rechnungsjahr 
1939 war bereits durch den Runderlaß des Reichsminiſters 
der Finanzen vom 14. Juli 1939 (RStBl 1939 S. 849) eine 
vorläufige Regelung im gleichen Sinn getroffen worden. 
Die GStR für 1940 erläutern die Anwendung der Beſtim⸗ 
mungen über den Gewerbeverluſt unter Anführung von 
Beiſpielen. Die Ausführungen in den Gewerbeſteuer⸗Richt⸗ 
linien ſtimmen im weſentlichen mit den Ausführungen in 
dem bezeichneten Runderlaß vom 14. Juli 1939 überein. 

Der Abzug des Gewerbeverluſts gilt Abſchnitt 48 Ab⸗ 
ſatz 4 GStR für 1940 gemäß auch für Gewerbebetriebe in 
der Oſtmark, in den ſudetendeutſchen Ge⸗ 
bieten, im Memelland und in der bisherigen 
Freien Stadt Danzig. 
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12, Gewerbekapital 


Der Begriff und die Ermittlung des Gewerbe⸗ 
kapitals werden in den GStR für 1940 ausführlicher 
behandelt als in den früheren Gewerbeſteuer⸗Richtlinien. 
Insbeſondere ſind die Ausführungen über die mit den 
Hinzurechnungen und Kürzungen zuſammen⸗ 
hängenden Fragen erweitert worden. 

Es iſt bereits in Abſchnitt 8 darauf hingewieſen worden, 
daß für die Berückſichtigung der Dauerſchulden die Verhält⸗ 
niſſe an dem Stichtag maßgebend ſind, auf den der Ein⸗ 
heitswert des gewerblichen Betriebs feſt⸗ 
geſtellt worden iſt. Das gilt Abſchnitt 51 GStR für 1940 
gemäß nicht nur für die Dauerſchulden, ſondern grundſätz⸗ 
lich für alle Hinzurechnungen und Kürzungen. 

Der Grundſatz der Maßgeblichkeit des Bewertungſtich⸗ 
tags iſt durch § 28 der Dritten GewSt durchbrochen 
worden. Danach ſind Veränderungen im Beſtand 
an Betriebs grundſtücken, die nach dem Zeitpunkt ein⸗ 
getreten find, auf den der nach 8 25 der Dritten GewSt d 
maßgebende Einheitswert des gewerblichen Betriebs feſt⸗ 
geſtellt worden iſt, durch Hinzure chnungen und 
Kürzungen beim Gewerbekapital zu berück⸗ 
ſichtigen. Die GStR für 1940 erläutern im Abſchnitt 51 
dieſe Sondervorſchrift an Hand ausführlicher Beiſpiele. Sie 
beſtimmen, daß der Ausgleich auch in den Fällen vorzu⸗ 
nehmen iſt, in denen ein Erwerb oder eine Veräuße⸗ 
rung nicht vorliegt, in denen aber aus Mitteln des gewerb⸗ 
lichen Betriebs Aufwendungen auf Betriebs⸗ 
grundſtücke gemacht worden find und das zu einer Fort⸗ 
ſchreibung des Einheitswerts des Betriebsgrundſtücks ge⸗ 
führt hat. 

Auf den 1. Januar 1940 wird eine Hauptfeſt⸗ 
ſtellung der Einheitswerte des gewerblichen Betriebs 
durchgeführt. Der Einheitswert vom Hauptfeſtſtellungszeit⸗ 
punkt vom 1. Januar 1940 tft § 25 der Dritten GewSt dv 
gemäß erſt für die Gewerbeſteuer des Rech⸗ 
nungsjahrs 1941 maßgebend. Abſchnitt 50 SSR für 
1940 ſtellt klar, daß demgemäß für die Zwecke der Gewerbe⸗ 
ſteuer des Rechnungsjahrs 1940 auch eine Fortſchrei⸗ 
bung des Einheitswerts auf den 1. Januar 1940 
durchgeführt werden muß, wenn ſich für den 1. Januar 1940 
gegenüber dem letzten Feſtſtellungszeitpunkt die erforderliche 
Wertabweichung ergibt. 

Abſchnitt 52 GStqt für 1940 behandelt die Ausgliede⸗ 
rung des auf ausländiſche Betriebſtätten ent⸗ 
fallenden Teils des Gewerbekapitals, insbeſondere die Er⸗ 
rechnung der Anteile, die von den geſamten Hinzurech⸗ 
nungen und Kürzungen auf die ausländiſchen Be⸗ 
triebſtätten entfallen. 

In Abſchnitt 53 GStR für 1940 werden die Beſonder⸗ 
heiten behandelt, die ſich für die Ermittlung des Gewerbe⸗ 
kapitals beim Eintritt eines Gewerbebetriebs 
in die Steuerpflicht, bei einem Wechſel in der 
Perſon des Unternehmers und beim Vorliegen 
eines Organverhältniſſes ergeben. 


13. Feſtſetzung der Steuermeßbeträge 


Die Ausführungen über die Feſtſetzung der Gewerbe⸗ 
ſteuermeßbeträge und über die damit zuſammenhängenden 
Fragen geben den geltenden Rechtszuſtand und die durch 
Verwaltungsanordnungen getroffene Regelung wieder. Sie 
ſtimmen im weſentlichen mit den früheren Gewerbeſteuer⸗ 
Richtlinien überein. Neu ſind die Anordnungen über die 
Feſtſetzung des Steuermeßbetrags bei Hausgewer be⸗ 
treibenden und Zwiſchenmeiſtern, die zugleich 
eine andere gewerbliche Tätigkeit ausüben, und die Ausfüh⸗ 


rungen über die Feſtſetzung des Steuermeß- 
betrags bei Beginn und Erlöſchen der 
Steuerpflicht. 


Das Verfahren bei der Pauſchalierung des 
einheitlichen Gewerbeſteuermeßbetrags 
815 GewSt gemäß iſt neu geregelt worden. Abſchnitt 55 
Abſatz 4 GStqg für 1910 gemäß iſt künftig zu der Pauſchalie⸗ 
rung das Ein verſtändnis der oberen Ge⸗ 


meindeaufſichtsbehörde einzuholen, wenn der 
einheitliche Steuermeßbetrag 5000 RM nicht überſteigt. In 
den anderen Pauſchalierungsfällen iſt das Einver⸗ 
ſtändnis des Reichsminiſters des Innern 
einzuholen. 

Nach Abſchnitt 57 GStR für 1940 können die Be⸗ 
triebs anmeldung, die Betriebsummeldung 
und die Betriebsabmeldung 8202 AO gemäß er⸗ 
zwungen werden. Zur Anwendung der Zwangsmittel iſt 
inſoweit außer dem Finanzamt auch die Ge- 
meindebehörde befugt. 


14. Zerlegung 


Abſchnitt 59 GStg für 1940 enthält die allge⸗ 
meinen Grundſätze für die Zerlegung des ein⸗ 
heitlichen Gewerbeſteuermeßbetrags. 

Abſchnitt 60 über die Zerlegung bei Warene inzel⸗ 
handelsunternehmen iſt den Anderungen, die durch 
die Dritte GewSt DV eingetreten find, angepaßt worden. 


Die Abſchnitte 62 und 63 find neu. Abſchnitt 62 be⸗ 
ſtimmt, daß die Arbeitslöhne an ſolche Arbe itnehmer, 
die ſtändig auswärts und ohne unmittel- 
bare Verknüpfung mit einer beſtimmten 
Betriebſtätte beichäftigt werden, bei der Zerlegung zu 
berückſichtigen ſind. Abſchnitt 63 ſtellt klar, daß der Re cht s ⸗ 
mittelzug gegen den Zerlegungsbeſcheid 
(Beſchwerde an den Oberfinanzpräſidenten, weitere Be⸗ 
ſchwerde an den Reichsfinanzhof) durch den Erlaß des 
Führers und Reichskanzlers über die Ver⸗ 
einfachung der Verwaltung vom 28. Auguſt 1939 
(RGBl 1 S. 1535, RStBBl 1939 S. 953) n icht berührt wird. 


15. Steuerbeſcheide 


Abſchnitt XVI 5 Gewgt 1938 enthielt überlei- 
tungsbeſtimmungen für die Fälle, in denen die 
Finanzämter noch mit der Feſtſetzung und Er⸗ 
hebung der Gewerbeſteuer befaßt waren. In 
dieſem Zuſammenhang war beſtimmt worden, daß für die 
Bekanntgabe der Steuerbeſcheide die Ver⸗ 
ordnung über Vereinfachungen bei der Zu⸗ 
ſendung von Beſcheiden im Beſteuerungs⸗ 
verfahren vom 11. Dezember 1932 (RGBI I S. 544, 
RStl 1932 S. 1126) anzuwenden iſt. Abſchnitt 69 GStR 
für 1940 beſtimmt nunmehr, daß die bezeichnete Verordnung 
allgemein für die Bekanntgabe der Gewerbeſteuer⸗ 
beſcheide gilt, alſo auch inſoweit, als die Beſcheide von 
der Gemeinde erteilt werden. 


16. Zweigſtellenſteuer 


In den Gewa 1938 war beſtimmt, daß ein Steuer⸗ 
pflichtiger, der gegen die Heranziehung zur Zweigſtellen⸗ 
ſteuer Einwendungen erheben will, nicht unmittelbar 
den Antrag nach 8 212 c Abſatz 2 AO auf Entſcheidung durch 
das Finanzamt ſtellen kann. Er mußte gegen den Anforde⸗ 
rungsbeſcheid das nach dem Landes recht gegebene 
Rechtsmittel einlegen. Das Rechtsmittel wurde dann 
als Antrag nach § 212 e Abſatz 2 AD behandelt. Dieſe 
Regelung wird durch Abſchnitt 66 SSR für 1940 verein⸗ 
facht. Der Steuerpflichtige kann jetzt unmittelbar 
den Antrag auf Entſcheidung durch das 
Finanzamt ſtellen. Lediglich für die Friſt, innerhalb 
der dieſer Antrag geſtellt werden muß, iſt die Friſt maß⸗ 
gebend, in der nach Landesrecht ein Rechtsmittel gegen den 
Anforderungsbeſcheid eingelegt werden könnte. 

ö Abſchnitt 68 über die Zweigſtellenſteuer bei Waren ⸗ 
einzelhandelsunternehmen iſt den neuen Be⸗ 
ſtimmungen der Dritten GewSt DV angeglichen worden. 


17. Haftung 


Abſchnitt 26 GStR für 1940 bringt Anordnungen über 
das Verfahren bei der Geltendmachung der 
Haftung für die Gewerbeſteuer. Der Haftungsbeſcheid 
iſt von der Gemeinde zu erteilen. Der Haftpflichtige 
kann beantragen, daß das Finanzamt § 212% Abſatz! 
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AD gemäß über die Haftpflicht entſcheidet. 
Ahnlich wie bei der Zweigſtellenſteuer (Hinweis auf Ab⸗ 
ſchnitt 16) kann dieſer Antrag nur innerhalb der Friſt 
geſtellt werden, in der der Haftpflichtige nach Landes⸗ 
175 11 ein Rechtsmittel gegen den Haftungsbeſcheid einlegen 
önnte. 


18. Lohnſummenſteuer 

Die Abſchnitte 70 bis 73 der GStR für 1940, die die 
Lohnſummenſteuer behandeln, bringen zwei wichtige 
Neuerungen. 

Abſchnitt 71 gemäß ſind für die Zeit ab 1. April 
1940 auch ſolche Arbeitslöhne der Lohnſummenſteuer 
unterworfen, die an auswärts ohne unmit⸗ 
telbare Verknüpfung mit einer beſtimmten 
Betriebſtätte beſchäftigte Arbeitnehmer 
gezahlt werden. Es gelten hier künftig die gleichen Grund⸗ 
ſätze wie für die Zerlegung. Bisher wurden dieſe 
Arbeitslöhne auf Grund der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
finanzhofs nicht zur Lohnſumme gerechnet. 

Die Unterſtützungen, die Unternehmer ihren 
zur Wehrmacht einberufenen Gefolgſchafts⸗ 


mitgliedern gewähren, wurden bisher inſoweit zur 
Lohnſumme gerechnet, als ſie lohnſteuerpflichtig waren. Ab⸗ 
ſchnitt 73 SSR für 1940 gemäß ſind künftig die Unter⸗ 
ſtützungen an zur Wehrmacht einberufene Gefolgſchaftsmit⸗ 
glieder aus Billigkeitsgründen in vollem 
Umfang lohnſummenſteuerfrei. 


19. Durchführung der Gewerbeſteuer in den eingegliederten 

Gebieten 

Die Tritte GewSt DV enthält eine Reihe von Über⸗ 
gangsvorſchriften für die Durchführung der Gewerbeſteuer 
1940 in der Oſtmark, in den ſudetendeutſchen 
Gebieten, im Memelland und in der bisheri⸗ 
gen Freien Stadt Danzig. Die GStR für 1940 
behandeln in den Abſchnitten 28, 29, 35, 39, 49 und 50 die 
Abweichungen, die ſich aus dieſen Übergangsvor⸗ 
ſchriften gegenüber dem im Altreich geltenden Gewerbe⸗ 
ſteuerrecht ergeben. Insbeſondere werden der Begriff und 
die Ermittlung der Hilfswerte erläutert, die in dieſen 
Gebieten bei der Ermittlung des Gewerbeertrags und des 
Gewerbekapitals an die Stelle der Einheitswerte im Sinn 
des Reichsbewertungsgeſetzes treten. 


Sil dien ſt⸗ Waſcher iſch ten 


Abfindungen an ausſcheidende Arbeitnehmer bei der Ein- 
kommenſteuerveranlagung 


Arbeitnehmer erhalten oft bei ihrem Aus ſcheiden aus 
dem Dienſtverhältnis von ihrem Arbeitgeber eine als 
Abfindung oder als Abgangsentſchädigung be⸗ 
zeichnete einmalige Zuwendung. Eine ſolche Zuwendung 
iſt grundſätzlich (wegen der Ausnahmen Hinweis auf $6 Ziffern 1, 
2, 7 und 8 StD) ſteuerpflichtiger Arbeitslohn 

§ 2 Abſatz 1 und Abſatz s Ziffer 1 Sto). Sie wird bei der 
Lohnſteuer in der Regel als ſonſtiger (einmaliger) 
Bezug im Sinn von 835 LSIDB behandelt. 

Wird der Empfänger einer ſolchen Zuwendung zur Ein⸗ 
kommenſteuer veranlagt ($46 EStG), fo entſteht die Frage, ob 
die Zuwendung als außerordentliche Einkunft 
nach den Sätzen des $34 EStG oder ob ſie zuſammen mit dem 
anderen Teil des Einkommens in einem Betrag nach der Ein⸗ 
kommenſteuertabelle zu verſteuern iſt. Die Abfindung 
(Abgangsentſchädigung) it nach $ 34 EStG zu ver⸗ 
ſteuern, wenn ſie eine Entſchädigung darſtellt, die als 
Erſatz für künftig entgehende Einnahmen oder 
als Erſatz für die Aufgabe oder Nichtausübung 
einer Tätigkeit gewährt worden iſt ($24 Ziffer 1, 884 
Abſatz 2 Ziffer 3 ESt). Sie iſt zuſammen mit den ordentlichen 
Einkünften in einem Betrag nach der Einkommenſteuer⸗ 
tabelle zu verſteuern, wenn ſie als Anerkennung 
für vieljährige Dienſte geleiſtet worden iſt. 

Eine nach 884 C StGzuverſteuernde Entſchädi⸗ 
gung im Sinn des 8 24 Ziffer 1 EStch wird in der Regel dann 
vorliegen, wenn der Arbeitnehmer auf Wunſch des Arbeit ⸗ 
gebers vorzeitig aus dem Dienſtverhältnis ausſcheidet 
oder wenn das Dienſtverhältnis nach feinem vertragsmäßigen 
Ablauf auf Wunſch oder auf Veranlaſſung des Arbeitgebers 
nicht verlängert wird und für den Arbeitgeber die 
rechtliche oder die ſittliche Verpflichtung beſteht, den 
Unterhalt des Arbeitnehmers für die Zukunft oder für eine 
gewiſſe Übergangszeit ſicherzuſtellen. Eine Ent⸗ 
ſchädigung in dieſem Sinn iſt bei vorzeitigem Ausſcheiden aus 
dem Dienſtverhältnis nur der Betrag, der über den bis zur ver⸗ 
tragsmäßigen Beendigung des Dienſtverhältniſſes noch anfallenden 
Lohn hinaus gezahlt wird. Eine nach der Einkommen⸗ 
ſteuertabelle zu verſteuernde Abgangsentſchä⸗ 
digung wird immer dann borliegen, wenn der Arbeitnehmer 
auf eigenen Wunſch aus dem Dienſtverhältnis aus⸗ 
ſcheidet, oder wenn das vertragsmäßig abgelaufene Dienſtver⸗ 
hältnis auf eigenen Wunſch des Arbeitnehmers nicht verlängert 
wird und die Zuwendung vom Arbeitgeber nicht aus dem 
Bewußtſein der rechtlichen oder ſittlichen Ver⸗ 
pflichtung zur Verſorgung des Arbeitnehmers 
für die Zukunft, ſondern aus dem Gedanken der 
Belohnung für die durch viele Jahre geleiſteten erfolg⸗ 
reichen Dienste des Arbeitnehmers gewährt wird. Wenn die 


vorzeitige Beendigung oder die Nichtverlängerung des Dienſtver⸗ 
hältniſſes im beiderſeitigen Intereſſe liegt, oder wenn 
die Gewährung der einmaligen Zuwendung ſowohl auf dem 
Gedanken der Verſorgung als auch auf dem Gedanken der 
Belohnung beruht, ſo kommt es für die Frage, ob die ein⸗ 
malige Zuwendung nach 834 EStG oder nach der Einkommen⸗ 
ſteuertabelle zu verſteuern iſt, darauf an, welche Gründe nach den 
Umſtänden des Falls überwiegen. Der Reichsfinanzhof hat 
in ſeinem Urteil vom 26. Januar 1940 (IV 258/39 U) eine ein⸗ 
malige Zuwendung von 200 000 RM, die eine Aktiengeſellſchaft 
einem Vorſtandsmitglied, das im Alter von 65 Jahren nach 
27jähriger Tätigkeit freiwillig aus dem Dienſtverhältnis aus⸗ 
geſchieden war, neben einem Ruhegehalt von jährlich 30 000 NM 
gewährt hatte, nicht als außerordentliche Einkunft im Sinn des 
834 EStG angeſehen. Der Reichsfinanzhof führt aus: 


„Wird die Tatſache, daß ein Arbeitnehmer ſeine 
bisherige Stellung aufgibt, als äußerer 
Anlaß genommen, dieſem für langjährige er⸗ 
ſprießliche Dienſte eine Geldzahlung zu be⸗ 
willigen, ohne daß die wirtſchaftliche Lage dieſes 
Arbeitnehmers nach dem Ausſcheiden oder 
andere Gründe eine Unterſtützung geboten er⸗ 
ſcheinen laſſen, ſo bedeutet die Zahlung einer Geldſumme 
auch in rechtlicher Beziehung keine Entſchädigung im 
Sinn des § 24 Ziffer 1 EStG.“ 


Der Einwendung des Beſchwerdeführers, daß ſein bei ſeinem 
Ausſcheiden abgelaufener Dienſtvertrag hätte verlängert werden 
können, und er nur darauf verzichtet habe, damit eine jüngere 
Kraft in ſeine Stellung ſich einarbeiten könne, begegnet der 
Reichsfinanzhof mit der Feſtſtellung: 


Selbſt dann, wenn der freiwillige Verzicht des 
Beſchwerdeführers auf Verlängerung ſeines Dienſtvertrags 
im Intereſſe der Arbeitgeberin bei dieſer den 
Anſtoß zur Bewilligung einer Anerkennung 
gegeben haben ſollte, ſo kann trotzdem bei Berück⸗ 
ſichtigung der näheren Umſtände (Alter des Pflich⸗ 
tigen, Anſpruch auf Ruhegehalt und weitere Bezüge als Auf⸗ 
fihtsrat) als eigentlicher Grund für die Gewährung 
der 200 000 RM angeſehen werden, daß die Arbeitgeberin dem 
Beſchwerdeführer eine Anerkennung für ſeine lang⸗ 
jährigen Dienſte zukommen laſſen wollte. Ein⸗ 
malige Zahlungen dieſer Art, die neben den 
laufenden Bezügen vom Arbeitgeber, zumal an einen 
auf eigenen Wunſch ausſcheidenden Arbeit⸗ 
nehmer freiwillig geleiſtet werden, gehören nicht zu 
den außerordentlichen Einkünften im Sinn des 
834 SSt. 


Das bezeichnete Urteil wird demnächſt im RStöBl veröffentlicht 
werden. SchD 
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Befcheinigung der Steuergruppe III nach $ 18 Abjag 6 
£StDB bei mitverdienender Ehefrau 


8832 Abſatz 3 Ziffer 2 Buchſtabe e EStG gemäß fallen ver⸗ 
heiratete Steuerpflichtige, aus deren Ehe ein Kind nicht hervor⸗ 
gegangen iſt, obwohl ihre Ehe länger als fünf volle Kalender⸗ 
jahre beſtanden hat, dann nicht in die Steuergruppe II, ſondern 
in die Steuergruppe III, wenn das Einkommen im Veran⸗ 
lagungszeitraum 1 800 AM nicht überſchritten hat. Iſt ein 
ſolcher Steuerpflichtiger Arbeitnehmer, ſo hat die Gemeinde⸗ 
behörde auf der Lohnſteuerkarte, wenn eine Kinderermäßigung 
nicht zu vermerken iſt, zunächſt die Steuergruppe II einzutragen 
87 Abſatz 6 LSt DB). Der Arbeitnehmer kann ſodann vom 
inanzamt berlangen, daß es die Steuergruppe III beicheinigt, 
wenn er glaubhaft macht, daß fein Einkommen borausfichtlich 
in dem Kalenderjahr, für das die Lohnſteuerkarte ausgeſchrieben 
worden iſt, den Betrag von 1800 RM nicht überſteigen wird 
(8 18 Abſatz 6 LSt DB). 


Es iſt zweifelhaft geworden, wie die Vorſchrift des 818 
Abſatz 6 LStDo zu handhaben iſt, wenn auch die Ehefrau des 
Arbeitnehmers in einem Dienſtverhältnis ſteht. Kommt es für 
die Beſcheinigung der Steuergruppe III auf den Lohnſteuer⸗ 
karten der Ehegatten auf das Einkommen des eins» 
zelnen Ehegatten oder auf das gemeinſchaftliche 
Einkommen der beiden Ehegatten an? 

§ 18 Abſatz 6 LESIDB macht die Beſcheinigung der Steuer⸗ 
gruppe III davon abhängig, daß das Einkommen des Arbeit⸗ 
nehmers 1800 RM nicht überſteigt. Die Vorſchrift verwendet 
damit einen Begriff, der den Lohnſteuerdurchführungsbeſtim⸗ 


mungen ſonſt fremd iſt. Der Begriff Einkommen iſt im 
Sinn des Einkommenſteuergeſetzes auszu⸗ 
legen. Einkommen im Sinn des Einkommenſteuergeſetzes iſt 


bei Ghegatten, die beide unbeſchränkt ſteuerpflichtig ſind, 
nicht dauernd voneinander getrennt leben und deshalb zuſammen 
zu beranlagen find, das gemeinſchaftliche Ein⸗ 
kommen der beiden Ghegatten (§826 EEG) Die 
Steuergruppe III iſt deshalb in den bezeichneten Fällen nur 
dann zu beſcheinigen, wenn das gemeinſchaftliche 
Einkommen der beiden in einem Dienſtber⸗ 
hältnis ſtehenden Ehegatten die Grenze von 
1800 RM nicht überſteigt. Die abzugsfähigen Wer⸗ 
bungskoſten und Sonderausgaben ſind bei der Berechnung des 
vorausſichtlichen Einkommens einzeln nachzuweiſen, weil das 
Einkommenſteuergeſetz 1939 einen Pauſchbetrag für Werbungs⸗ 
koſten und Sonderausgaben nicht vorſieht. 


Beiſpiel: 

Die Eheleute X, die beide unbeſchränkt ſteuerpflichtig find 
und nicht dauernd voneinander getrennt leben, ſtehen beide in 
einem Dienſtverhältnis. Es iſt auf ihren Lohnſteuerkarten 
die Steuergruppe II beſcheinigt. X bezieht einen Arbeitslohn 
von 1500 RM im Jahr. Frau & bezieht einen Arbeitslohn 
bon 960 RM im Jahr. Andere Einkünfte beſtehen nicht. Die 
vorausſichtlich entſtehenden Werbungskoſten und Sonder⸗ 
ausgaben betragen für beide Ehegatten zuſammen 260 RM 
im Jahr. Das Einkommen der Eheleute beträgt danach 
(1500 RM + 960 RM — 260 RM =) 2200 RM. Der An⸗ 
trag auf Beſcheinigung der Steuergruppe III iſt abzu⸗ 
lehnen. Sch 0. 


Behandlung der Garnentſchädigung für fjeimarbeiter im 
Bekleidungsgewerbe bei der Lohnfteuer 


Die Heimarbeiter im Bekleidungsgewerbe 
haben nach den geltenden Tarifordnungen Anſpruch auf unent⸗ 
geltliche Lieferung von Nähgarn durch den Arbeitgeber. Seit das 
Nähgarn rationiert iſt, veranlaſſen viele Arbeitgeber ihre Heim⸗ 
arbeiter, ſich das Nähgarn ſelbſt zu beſchaffen. Die Arbeitgeber 
gewähren den Heimarbeitern zur Erſtattung der ver⸗ 
auslagten Beſchaffungskoſten ſogenannte Garn⸗ 
entſchädigungen. Dieſe Garnentſchädigungen find, wie der 
Reichsminiſter der Finanzen kürzlich entſchieden hat, bei den 
Heimarbeitern als Auslagenerſatz im Sinn des 
§ 4 Ziffer 3 LSt Do zu behandeln. Sie find demgemäß lohn⸗ 
ſteuerfrei. Sch. 


Die fiörperſchaftſteuerveranlagung für 1939 in Danzig 


Das geſamte Reichsrecht iſt am 1. Januar 
1940 im Gebiet der bisherigen Freien Stadt Danzig in 
Kraft getreten. Hinweis auf § 4 Abſatz 1 des Geſetzes 
über die Wiedervereinigung der Freien Stadt Danzig mit dem 
Deutſchen Reich vom 1. September 1939 (RCZBl. 1 S. 1547, RStehl 
S. 961). Es gilt deshalb in dieſem Gebiet ſeit dem 1. Ja⸗ 


nuar 1940 auch das Deutſche Körperſchaft⸗ 
ſteuerrecht. Es handelt ſich im einzelnen um die folgen⸗ 
den Vorſchriften: 


1. das Körperſchaftſteuergeſetz vom 16. Oktober 1934 (RGBl I 
S. 1031) mit der Anderung des Geſetzes vom 27. Auguſt 1936 
(RG Bl I S. 701), 


2 das Geſetz zur Erhöhung der Körperſchaftſteuer für die Jahre 
1938 bis 1940 vom 25. Juli 1938 (RGBl 1 S. 955), 


3. die Erſte Verordnung zur Durchführung des Körperſchaft⸗ 
ſteuergeſetzes vom 6. Februar 1935 (RG Bl. 1 S. 163), 


4. die Verordnung über die Körperſchaftſteuer der Erwerbs⸗ und 
eee eee vom 8. Dezember 1939 (RGI 1 
5 1). 


Dieſe Vorſchriften ſind ſeit dem 1. Januar 1940 an die 
Stelle der bisherigen entſprechenden Dan⸗ 
ziger Vorſchriften getreten. 


Nach dem Rdß⸗Erlaß vom 15. Februar 1940 (RStBl 
S. 313) iſt das Deutſche Körperſchaftſteuerrecht erſtmals bei der 
Körperſchaftſteuervberanlagung für das Ka⸗ 
lenderjahr 1940 anzuwenden. Die Veranlagung 
für 1939 findet aus Gründen der Vereinfachung noch nach 
den bisherigen Vorſchriften des Danziger Körper⸗ 
ſchaftſteuerrechts ſtatt. Es ſind aber die Vorſchriften des Danziger 
Rechts über die Überweiſung der Körperſchaft⸗ 
ſteuer der öffentlichen Verſorgungsbetriebe 
an die Körperſchaften, denen die Erträge dieſer Betriebe zu⸗ 
fließen, ſchon bei der Veranlagung für 1939 nicht mehr an⸗ 
u wenden. Die Körperſchaftſteuer für 1939 fließt demgemäß 
em Reich zu. Im Altreich wird die Körperſchaftſteuer der 
öffentlichen Verſorgungsbetriebe bereits ſeit dem Dritten Geſetz 
zur Anderung des Finanzausgleichs vom 31. Juli 1938 (RGUl I 
S. 966, RStBl S. 745) nicht mehr zurücküberwieſen. 


Die Vorſchriften des Danziger Körperſchaftſteuerrechts 
ſtimmen mit den Vorſchriften des Deutſchen Körperſchaft⸗ 
ſteuerrechts weitgehend überein. Ein Unterſchied beſteht 
in der Höhe der Steuerſätze. Nach dem Rdß⸗Erlaß 
ben 15. Februar 1940 find bei der Veranlagung für 
1939 noch die bisherigen Dangiger Körper⸗ 
ſchaftſteuerſätze anzuwenden. Die Danziger Wirtſchaft 
hat dadurch die Möglichkeit erhalten, ſich im Laufe des Jahrs 
1940 auf die neuen Steuergeſetze einzurichten. 


Für die Bemeſſung und die Entrichtung der Körper⸗ 
ſchaftſteuervoraus zahlungen ab dem 1. Januar 
1940 ſind die Vorſchriften des Deutſchen Körperſchaftſteuer⸗ 
rechts maßgebend. Die Finanzämter werden wegen des Unter⸗ 
ſchieds zwiſchen den Danziger Steuerſätzen und den Steuerſätzen 
des Körperſchaftſteuergeſetzes prüfen, ob im Einzelfall eine Er⸗ 
höhung der Vorauszahlungen $ 20 KStG und 8 87 
Abſatz 1 EStch 1989 gemäß erforderlich iſt. Muß. 


ſjauptfeſtſtellung und Fortjchreibung des Betriebsbetmögens 


Auf den 1. Januar 1940 findet eine Hauptfeſtſtellung 
der Einheitswerte des Betriebsbermögens und eine Ermittlung 
des Werts des Geſamtvermögens und des Inlandsvermögens 
ſtatt. § 12 Abſatz 1 GewSt gemäß gilt als Gewerbekapital der 
Einheitswert des gewerblichen Betriebes mit den ſich aus den 
Abſätzen 2 bis 4 dieſer Vorſchrift ergebenden Anderungen. Der 
auf den 1. Januar 1940 als Hauptfeſtſtellungszeitpunkt allgemein 
zu ermittelnde Einheitswert des Betriebsvermögens (Hauptfeſt⸗ 
ſtellung) iſt aber $ 25 Satz 2 der Dritten GewSt gemäß erſt 
für den Erhebungszeitraum der Gewerbeſteuer ab dem 1. April 
1941 maßgebend. Dagegen gilt eine Wertfortſchreibung des 
Einheitswertes des Bei de gen auf den 1. Januar 1940 
ſchon für den Erhebungszeitraum der Gewerbeſteuer ab dem 
1. April 1940 (§ 25 Satz 1 der Dritten GewSt D). Das hat 
zur Folge, daß bei einer Abweichung des Betriebsvermögens von 
dem Einheitswert des letzten Feſtſtellungszeitpunktes um mehr als 
ein Fünftel, mindeſtens aber um 1000 RM, auf den 1. Januar 
1940 auch eine Fortſchreibung vorzunehmen iſt (8 22 RBew ch.. 
In dieſem Fall iſt alſo auf den 1. Januar 1940 eine Fort⸗ 
ſchreibung des Einheitswertes des Betriebsbermögens mit 
Wirkung für die Gewerbeſteuer ab dem 1. April 1940 neben 
der Hauptfeſtſtellung des Einheitswertes des Betriebs⸗ 
vermögens vorzunehmen. — Die Hauptfeſtſtellung wirkt 
ſich bei der Gewerbeſteuer erſt ab dem 1. April 1941 
aus. Bei der Vermögenſteuer wird ſie dagegen ab dem 
1. April 1940 berückſichtigt. Der Hauptveranlagungszeitraum 
für die Vermögenſteuer beginnt abweichend von § 12 VStch ſchon 
mit dem 1. April 1940 (Artikel II der Verordnung zur Anderung 
des VSt vom 31. 10. 1989, RStBl S. 1098). 


. N. 


Geld, Kredit und öffentliche Finanzen 


Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 2. April 1940. 
Steuergutſcheine I: Dezember 1939, Januar 1940, Februar, 
März und April 99,87½; Mai 99,80. — Steuergutſcheine ll: 
Sunt 1942 101 ¼; Juli 100,75; Auguſt 100,25; September 99 /; 
Oktober 99,50; November 99. 


Abſchluß der Thüringiſchen Staatsbank für das Geſchäftsjahr 
1939. Der Geſchäftsumfang der Thüringiſchen Staatsbank hat im 
Geſchäftsjahr 1939 ſtark zugenommen. Der Umſatz iſt von 
4,85 Milliarden Reichsmark auf 5,14 Milliarden Reichsmark ge⸗ 
ſtiegen. Die Bilanzſumme iſt gegenüber dem Geſchäftsjahr 
1938 um rund 30 Millionen Reichsmark auf rund 275 Millionen 
Reichsmark geſtiegen. Die Spareinlagen haben ſich von 
136,3 Millionen Reichsmark auf 152,7 Millionen Reichsmark 
erhöht. Der handelsrechtlichausgewieſene Reingewinn 
des Geſchäftsjahrs 1939 beträgt 756 161 Reichsmark. 


Zwanzig ⸗Millionen⸗ Anleihe des Sächſiſchen Staates. Es 
werden am 1. April 1940 zwanzig Millionen Reichsmark Sächſiſche 
Schatzanweiſungen von 1935 fällig. Den Beſitzern der Schatz⸗ 
anweiſungen wird der Amtauſch in eine Anleihe des Sächſi⸗ 
ſchen Staates angeboten. Verzinſung der Anleihe 4½ bom Hundert. 
Laufzeit fünfundzwanzig Jahre. Umtauſchkurs 99½ vom Hundert. 
Es wird den Beſigern der Schatzanweiſungen ſomit für den Um⸗ 
tausch eine Barentſchädigung von / vom Hundert gewährt. 


Verwaltung von Schulden der Deutſchen Reichsbahn durch die 
Reichsſchuldenverwaltung. Die auslosbaren Schatzanweiſungen 
der Deutſchen Reichsbahn von 1939 und die Schuldverſchreibungen 
der Deutſchen Reichsbahn, die künftig begeben werden, werden 
nach den Grundſätzen verwaltet, die für die Verwaltung der 
allgemeinen Reichsſchuld gelten. Die Befugniſſe, die 
danach dem Reichsminiſter der Finanzen zuſtehen, werden durch 
den Reichsminiſter der Finanzen und den Reichsverkehrsminiſter 
gemeinſam ausgeübt. Die Schuldurkunden der Deutſchen Reichs⸗ 
bahn werden von der Reichsſchuldenverwaltung ausgeſtellt. Die 
Schuldurkunden können in Buchſchulden umgewandelt 
werden auf Grund der Vorſchriften, die für das Reichs ſchuld⸗ 
buch gelten. Hinweis auf die Verordnung über die Verwaltung 
von Schulden der Deutſchen Reichsbahn vom 18. März 1940 
(RG Bl I S. 518). 


Kursentwicklung der Wertpapiere wührend des Kriegs. Nach 
Mitteilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich das folgende 
Bild: 

Feſtvberzinsliche Wertpapiere 


1939 1940 
Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. Jan. 
4% Wertpapiere 
Di. Reichsanl. 1934 99,63 99,65 99,90 99,90 99,90 99,90 
Schuldverſchr. d. 
Umſch.⸗Verb. 
dtſch. Gemeinden 93,06 93,01 93,19 93,43 93,92 95,21 
4¼ 9% Wertpapiere 
Pfandbriefe . 99,14 99,15 99,17 99,20 99,21 99,23 
dab.: Hyp.⸗Akt.⸗ 

Banken . 99,14 99,15 99,18 99,19 99,19 99,19 

öffentl.⸗ rechtl. 

Kred.⸗Anſt. 99,14 99,14 99,14 99,23 99,25 99,81 
Kommunal⸗ 
obligationen . . 08,71 68,66 98,69 98,75 98,77 98,83 

dab.: Hyp.⸗Akt.⸗ 

Banken . 98,55 98,55 98,55 98,55 98,55 98,55 

öffentl.⸗rechtl. 

Kred.⸗Anſt.. 98,81 98,74 98,78 98,89 98,92 99,02 
Offentl. Anleihen. 98,26 97,93 97,78 98,09 98.38 88,70 
Gewog. Durchſchn. 98,95 98,91 98,91 98,98 99,03 99,09 
Induſtrieobligat. 95,19 94,06 95,36 96,29 96,19 96,30 
Induſtricobligat. ) 94,60 93,47 93,47 94,40 94,54 94,84 
5% Wertpapiere 
Dt. Reichsanl. 1927 101,70 101,64 101,80 10182 101,83 102,15 
Induſtrieobligat. 98,62 97,36 99,30 99,39 99,29 99,92 
Aufwertg.⸗Papiere 
Anl.⸗Abl.⸗Sch. d. R. 132,16 131,81 133,91 136,06 137,88 140,19 
Abl.⸗Anl. d. Land. 130,22 128,05 130,46 131,98 134,26 137,93 
Dt. Kommunal⸗ 

Sam.⸗Abl.⸗Anl.. 136,97 135,82 188,56 140,32 141,45 144,27 
517% Liquid.⸗Pfbr. 
Hyp.⸗Akt.⸗Banken . 100,82 100,53 101,61 101,79 100,94 101.34 
Off.⸗r. Kred.⸗Anſt. 101,57 101,51 102,21 102,62 101,88 102,45. 


* Von Dollar auf Reichsmark umgeſtellte Obligationen. 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


Aktien 

1939 1940 
Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. Jan. 
Metallgewinnung. 71,14 71,64 71,38 74,03 76,32 78,87 
Steinkohlen . 104,67 107,85 107,87 111,40 114,43 119,06 
Braunkohlen 159,43 170,05 169,62 172,07 179,41 184,26 
Kälte e m. 110,85 121,58 122,21 126,33 132,10 141,54 
Gemiſchte Betr. 97,28 97,79 97,92 101,85 106,11 109,18 

Bergbau und 

Schwerinduſtrie, 104,54 107,53 107,58 111,16 115,61 119,52 
Metallverarb., 

Maſchinen⸗ u. 

Fahrzeuginduſtr. 74,87 72,67 72,16 75,21 78,32 80,57 
Elektrokechn. Ind. 128,81 130,46 130,24 132,69 188,18 142,63 
Chem. Induſtrie . 106,88 107,74 107,68 109,98 114,26 118,66 
Baugewerbe und 

ähnl. Betriebe 78,21 75,25 74,71 76,97 80,63 88,04 
Papierinduſtrie 62,94 61,26 61,35 66,64 68,58 71,74 
Tertil- u. Be⸗ 

kleid.⸗Induſtrie. 76,00 72,34 70,07 70,16 72,22 74,56 
Leder, Linoleum 

und Gummi. 177,50 175,06 170,81 169,86 172,59 180,11 
Nahrungs⸗ und 

Genußmlttel 120,88 120,29 119,35 120,20 123,97 125,70 
Brauereien 115,15 112,33 112,37 116,55 121,46 125,84 
Vervielfältigung 120,55 117,33 111,25 113,39 120,59 120,12 
Verarb. Jnduſtrie. 98,04 96,52 95,64 97,89 101,30 104,44 
Warenbandel 7333, e e ee ee ee 
Grundſt.⸗Geſ. 166,62 154,38 154,62 157,22 162,58 171,86 
Waſſer, Gas u. 

Glektrizität 153,25 152,42 152,40 155,79 160,63 165,78 
Eiſen⸗ und 

Straßenbahn 103,28 101,44 100,65 103,17 107,26 111,89 
Schiffahrt 9,50 8,46 8,29 855 8,22 7.50 
Kreditbanken 78,56 77,80 77,30 77,38 78,22 80,24 
Hypothekenbanken 145,21 142,65 140,86 143,51 147,88 152,12 
Handel 

und Verkehr. 105,24 103,28 102,79 104,73 107,67 111,16 

Insgeſamt 101,63 101,12 100,58 102,98 106,61 110,05. 


Gewährleiſtung für den Dienſt von Schuldverſchreibungen der 
Konverſionskaſſe für deutſche Auslandsſchulden. Schuldverſchrei⸗ 
bungen, die die Konverſionskaſſe für Beträge ausgibt, die bei ihr 
auf Fälligkeiten aus der Zeit vom 1. Januar bis zum 30. Juni 
1940 eingehen, werden durch das Reich gewährleiſtet. Hinweis auf 
die Zweite Verordnung über die Gewährleiſtung für den Dienſt 
von Schuldverſchreibungen der Konverſionskaſſe für deutſche Aus⸗ 
landsſchulden vom 12. März 1940 (RGBI I S. 519). 


Vierfahresplan 


Stärkung der Metallreſerve. Generalfeldmarſchall Göring 
hat einen Aufruf zu einer großen Sammelaktion für entbehrliche 
Gegenſtände aus Kupfer, Bronze, Meſſing, Zinn, Blei und Nickel 
erlaſſen. Dieſe freiwillige Spende ſoll das Geburtstagsgeſchenk 
ſein, das die Deutſche Nation dem Führer zum 20. April 1940 
darbringt. 


Richtlinien zur Metallſammlung in Betrieben. Der Leiter 
der Reichswirtſchaftskammer, Präſident Pietz ſch, hat einen 
Aufruf zur Metallſammlung in den Betrieben erlaſſen. Die 
Sammlung wird vom 26. März bis 6. April 1940 nach beſtimmten 
Richtlinien durchgeführt. Der Betriebsführer iſt für die Durch⸗ 
führung der Sammlung berantwortlich. 


Veräußerungspflicht und Ablieferungspflicht für Metallabfälle 
und Altmetalle. Die Reichsſtelle für Metalle hat eine Anordnung 
getroffen. Danach müſſen alle Perſonen und Betriebe (nicht 
Privathaushalte) ihr Beſtände an Metallabfällen und Altmetallen 
abgeben. Als Abnehmer kommt insbeſondere der Altmetallhandel 
in Betracht. Die Anordnung iſt im Reichsanzeiger vom 5. März 
1940 veröffentlicht. 


Meldung von Nutzkraftfahrzeugen. Kraftfahrzeughalter, die 
ein noch nicht zum Verkehr zugelaſſenes, d. h. mit amtlichen Kenn⸗ 
zeichen noch nicht verſehenes Nutzkraftfahrzeug (Laſtkraftwagen, 
Lieferwagen, Kraftomnibus uſw.) beſitzen, müſſen dieſes bei der 
zuſtändigen Wehrerſatz⸗Inſpektion melden. 


